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Geschäftsbereich des Bundeskanzlers und
des Bundeskanzleramtes

1. Abgeordneter
Günter
Nooke
(CDU/CSU)

WelchenVerfahrenstand habendie ± bezogen
auf das für die Bundesregierung auf meine
schriftliche Frage4 antwortende Presse-und
Informationsamt vom 6. Juli 2004 (Bundes-
tagsdrucksache15/3577)± angeführtenpresse-
rechtlichen Verfahren erreicht, und mit wel-
chen Buchungsvorgängen in den jeweiligen
Ressorthaushaltstiteln 52601 waren diesever-
bunden?

Antwort des Stellv. Chefs des Presse- und Informationsamtes
der Bundesregierung, Dr. Herbert Mandelartz
vom 23. Juli 2004

Die folgendeAufstellung gibt denVerfahrensstandder Ihnen mit o.g.
Schreibenvom 6. Juli 2004 mitgeteilten presserechtlichen Verfahren
und die damit verbundenenBuchungsvorgängebetreffenddenjeweili-
genRessorthaushaltstitel52601wieder:

Verfahren Verfahrensstand Buchungsvorgänge

ChefBK./. Axel SpringerVerlagAG
(RichtigstellungeinesBeitragesin der ¹WELT
amSONNTAGª vom 9. September2001)

Abgeschlossen. Ausgabebuchungen.

BMU ./. Axel SpringerVerlagAG
(EinstweiligesVerfügungsverfahrenwegen
Richtigstellung)
(ManipuliertesFoto in der ¹Bildª vom
29.Januar2001)

Abgeschlossen. Keine Buchungen.

BMU ./. WDR, NDR, ARD
(EinstweiligesVerfügungsverfahrenwegen
Unterlassung± Erweckungeinesfalschen
Eindrucksin der Sendung¹Monitorª am
27.September2001)

Abgeschlossen. Ausgabe-und Eingangs-
buchungen.

BMU ./. Axel SpringerVerlagAG
(Gegendarstellungsbegehrengegendie
¹WELT amSONNTAGª vom 15.Oktober
2003)

Abgeschlossen. Ausgabebuchungen.

BMU ./. Tomorrow FocusAG
(EinstweiligesVerfügungsverfahrenwegen
Gegendarstellung ± Behauptungin ¹Focus-
Onlineª vom 20.März 2004)

Nicht abgeschlossen. Keine Buchungen.

BMBF ./. ZDF
(EinstweiligesVerfügungsverfahrenwegen
Gegendarstellung)
(Unrichtiger Beitragin der Fernsehreihe
¹Frontal 21ª vom 15.Januar2002)

Abgeschlossen. Ausgabebuchungen.
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2. Abgeordnete
Erika
Steinbach
(CDU/CSU)

Welche Beschlüsse und Maûnahmen zur
Schaffungeines¹EuropäischenNetzwerksge-
gen Vertreibungenª wurden bislang auf den
Treffen am 22./23.April und 12./13.Juli 2004
in Warschaugetroffenbzw.vereinbart?

Antwort der Beauftragten der Bundesregierung
für Kultur und Medien, Staatsministerin Dr. Christina Weiss
vom 27. Juli 2004

Die Konferenz am 22./23. April 2004 bildete den Auftakt zu einem
Dialog, der die bestehendenErinnerungs-und Forschungseinrichtun-
gen zu den ThemenFlucht und Zwangsmigrationin einem europäi-
schenNetzwerkverknüpfensoll.Konkret vereinbartwurdeein Folge-
treffen auf politischerEbeneim Oktober diesesJahres.Zur Vorberei-
tung diesesTreffenstraf sichein Expertenkreisam12./13.Juli 2004in
Warschau.

3. Abgeordnete
Erika
Steinbach
(CDU/CSU)

Plant die Bundesregierung, Opfergruppen in
dasNetzwerkmit einzubeziehen?

Antwort der Beauftragten der Bundesregierung
für Kultur und Medien, Staatsministerin Dr. Christina Weiss
vom 27. Juli 2004

Die Bundesregierung geht davon aus, dassdas geplanteNetzwerk
auch Opferperspektiven berücksichtigenwird. In welcherForm dies
geschehenwird, ist derzeitnochoffen.

4. Abgeordnete
Erika
Steinbach
(CDU/CSU)

In welcher Höhe stellt die Bundesregierung
finanzielle Mittel für das geplanteNetzwerk
zur Verfügungund für welcheZwecke?

Antwort der Beauftragten der Bundesregierung
für Kultur und Medien, Staatsministerin Dr. Christina Weiss
vom 27. Juli 2004

Derzeit sindkeineMittel für dasNetzwerkprojekt etatisiert.Aussagen
überdenMittelbedarf könnenerstnachKonkretisierung deserforder-
lichenorganisatorischenRahmensgetroffenwerden.

5. Abgeordnete
Erika
Steinbach
(CDU/CSU)

In welcherHöhe werdensichunsereNachbar-
länderan denKostendiesesNetzwerksbeteili-
gen?

DeutscherBundestag± 15.WahlperiodeDrucksache 15/3632 ± 2 ±



Antwort der Beauftragten der Bundesregierung
für Kultur und Medien, Staatsministerin Dr. Christina Weiss
vom 27. Juli 2004

Voraussetzung für die Festlegungvon Beteiligungenist ebenfallsdie
Konkretisierung deserforderlichenorganisatorischenRahmens.

Geschäftsbereich des Bundesministeriums des Innern

6. Abgeordneter
Manfred
Grund
(CDU/CSU)

Welche Beratungsagenturen, Softwarehäuser
etc.sind im Rahmenvon BundOnline2005für
die Bundesregierung bisher tätig geworden,
und wie sind die in der Antwort des Staats-
sekretärs im Bundesministerium des Innern,
Lutz Diwell, vom 8. Juli 2004,auf die schrift-
liche Frage 13 der Abgeordneten Beatrix
Philipp in Bundestagsdrucksache15/3609 ge-
nanntenBeträgezuzuordnen?

Antwort des Staatssekretärs Lutz Diwell
vom 26. Juli 2004

Im Rahmender zentralenKoordinierung der eGovernmentInitiative
der Bundesregierung BundOnline sind folgendeFirmen bisher tätig
geworden:KonsortialgemeinschaftBearingPoint/IBM, IBM, Bearing-
Point, CSCPloenzke,Pluralis,BremenOnline ServicesGmbH, Info-
TeSysComputer Consulting (ICC), Booz Allen Hamilton, Secartis,
Secunet,Materna,Babiel,Micus, Arvato, Init AG, sd&m.

Die in der Antwort vom 8. Juli 2004genanntenBeträgesind ausver-
tragsrechtlichenGründennicht einzelnenFirmen zugeordnetworden.

Die BeauftragungeventuellerweitererFirmen für die Umsetzungder
BundOnline Dienstleistungen in denBehördenliegt in der Verantwor-
tung der jeweiligenRessorts.

7. Abgeordneter
Manfred
Grund
(CDU/CSU)

Welche der in der oben genannten Antwort
vom 8. Juli 2004erwähnten16 Firmen haben
den Auftrag im Wegeeinesbeschränkten Ver-
fahrensbzw.Verhandlungsverfahrenerhalten?

Antwort des Staatssekretärs Lutz Diwell
vom 26. Juli 2004

Im RahmeneinesbeschränktenVergabeverfahrensnach§100Abs.2
Buchstaben GWB i. V. m. §2 Abs.3 Buchstabeb VOF wurde an die
Fa. BoozAllen Hamilton vergeben.

DeutscherBundestag± 15.Wahlperiode Drucksache 15/3632± 3 ±



Im RahmeneinesVerhandlungsverfahrenohneTeilnahmewettbewerb
nach §3a Nr. 1 Abs.1 i. V. m. §3a Nr. 2 VOL/A / §1 i. V. m. §5
Abs.2 VOF wurde an die Fa. BremenOnline ServicesGmbH verge-
ben.

8. Abgeordneter
Manfred
Grund
(CDU/CSU)

Wie ist die Diskrepanz der in Antwort der
Bundesregierung genanntenSummevon insge-
samt 42098818 Mio. Euro Auftragsvolumen
für 15 Firmen zu dem von der Bundesregie-
rung angegebenenMittelvolumenbis2005von
über 1 Mrd. Euro für eGovernmentzu erklä-
ren, und wofür wird die restlicheSummeaus-
gegeben?

9. Abgeordneter
Manfred
Grund
(CDU/CSU)

Was ist mit der Aussagein oben genannter
Antwort gemeint, ¹den überwiegenden Teil
desKostenvolumenserfordern die dezentralen
Umsetzungsaktivitätenª vor demHintergrund,
dassder Bund seineHaushaltsmittelnur für
seineBelangeverwendendarf, und wie lässt
sichdasKostenvolumenaufschlüsseln?

Antwort des Staatssekretärs Lutz Diwell
vom 26. Juli 2004

Die eGovernment-Initiative BundOnline ist grundsätzlich dezentral
angelegt.Das heiût, dassdie einzelnenDienstleistungendurch die je-
weils zuständigenBundesministerien bzw. deren nachgeordneteBe-
hördenkonzipiert, technischrealisiertund onlinebereitgestelltwerden
(¹dezentraleUmsetzungsaktivitätenª). Die für diesedezentralen Um-
setzungsaktivitäten erforderlichen Mittel sind nicht zentral im Einzel-
plan 06 (BMI), sondernin den Kapiteln der jeweiligenBundesbehör-
denetatisiert.

Das in denverschiedenen Einzelplänenund Kapiteln desBundeshaus-
haltsplansetatisierteGesamtkostenvolumender Initiative BundOnline
beträgtfür denZeitraum von 2001bis 2005ca.1,3 bis 1,6 Mrd. Euro
und lässtsichwie folgt aufschlüsseln(Schätzung):

· 55 Prozent für die Erstellung bzw. die Erweiterung von Fachan-
wendungen

· 24 Prozentfür die Anpassungund Optimierungvon Prozessenund
Organisationen

· 11Prozentfür Schulungsmaûnahmen

· 5 Prozentfür die Bereitstellung der Basisinfrastruktur

· 5 Prozentfür die notwendigeAnpassungen für die BundOnline-Ba-
siskomponenten.
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Die Erfahrung zeigt, dassfür die Steuerungvon groûen ressortüber-
greifendenInitiativen einezentraleKoordination unerlässlichist, auch
wennwie im Falle von BundOnline die Verantwortungund die Haus-
haltsmittel für die Realisierungder Einzelprojekte (Dienstleistungen)
bei denRessortsliegen.DasBMI wurdedahermit der Gesamtkoordi-
nationsowieder Wahrnehmungder zentralenAufgabenbeauftragt.

Die angesprocheneDiskrepanzergibt sich also dadurch,dassdie in
der Antwort desStaatssekretärs Lutz Diwell vom 8. Juli 2004genann-
ten 42 Mio. Euro das Auftragsvolumen für die Unterstützung der
zentralenKoordination der Initiative beziffern, währendsich dasan-
gegebeneMittelvolumenbis2005auf die (gröûtenteils in denHaushal-
ten der realisierendenBehördenetatisierte)Gesamtkostender Initiati-
vebezieht.

10. Abgeordneter
Stephan
Mayer
(Altötting)
(CDU/CSU)

WelcheStrategienund MaûnahmendesÜber-
einkommensdes Europaratesmit dem Titel
¹EuropäischesÜbereinkommenüber Gewalt-
tätigkeit und Fehlverhalten von Zuschauern
bei Sportveranstaltungen, insbesondere bei
Fuûballspielenª, dem vom Bundeskabinett am
21.April 2004 zugestimmt wurde, sind in
Deutschlandnochnicht umgesetztworden?

Antwort des Staatssekretärs Dr. Göttrik Wewer
vom 27. Juli 2004

Alle Empfehlungen und Maûnahmen desÜbereinkommens,das am
17.März 2004von der Bundesrepublik Deutschlandunter Vorbehalt
der Ratifikation nach Zustimmung des Bundeskabinetts am 10.De-
zember2003unterzeichnetwurde,sindumgesetztworden.

11. Abgeordnete
Petra
Pau
(fraktionslos)

Wie vieleFälle tatsächlicheroderzu vermuten-
der rechtsextremer und fremdenfeindlicher
Staftaten sind der Bundesregierung im Juni
2004 bekannt geworden(bitte nach Ländern
auflisten)?

12. Abgeordnete
Petra
Pau
(fraktionslos)

Wie viele Personenwurden durch rechtsextre-
me und fremdenfeindliche Straftaten geschä-
digt (bitte nachLändernauflisten)?

13. Abgeordnete
Petra
Pau
(fraktionslos)

Wie vielePersonenwurdenwegenrechtsextre-
mer und fremdenfeindlicher Straftatenim Mo-
nat Juni 2004 festgenommen(bitte nach Län-
dernauflisten)?
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Antwort des Staatssekretärs Lutz Diwell
vom 22. Juli 2004

Vorbemerkung

Die im FolgendenaufgeführtenZahlenkönnensichinfolgevon Nach-
meldungender Länder noch verändernund stelleninsofernkeineab-
schlieûendenWertedar.

Zu Frage11

Im Monat Juni 2004wurdeninsgesamt567politischrechtsmotivierte
Straftaten,darunter 34 Gewalttatenund 379 Propagandadelikte er-
fasst.

Bei 119 Straftaten, darunter 18 Propagandadelikte und 18 Gewalt-
taten,konnteeinefremdenfeindlicheMotivation festgestelltwerden.

Verteilung± PolitischmotivierteKriminalität ± rechts

Bundesland Gewalttaten SonstigeStraftaten

BB 3 55

BR 1 40

BW 1 40

BY 0 48

HB 0 5

HE 0 24

HH 1 2

MV 2 3

NI 4 81

NW 4 78

RP 4 17

SH 4 15

SL 2 0

SN 5 107

ST 3 18

TH 0 0

Summe 34 533

Verteilung ± Politisch motivierte Kriminali tät ± rechtsmit fremden-
feindlicherMotivation

Bundesland Gewalttaten SonstigeStraftaten

BB 3 14

BR 1 7
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Bundesland Gewalttaten SonstigeStraftaten

BW 1 12

BY 0 14

HB 0 2

HE 0 0

HH 0 0

MV 0 0

NI 3 19

NW 3 14

RP 1 3

SH 4 2

SL 0 0

SN 0 13

ST 2 1

TH 0 0

Summe 18 101

Zu Frage12

Im Juni 2004 wurden insgesamt24 Personeninfolge Straftatender
¹Politisch motiviertenKriminalität ± rechtsªverletzt,darunter14 Per-
sonenausfremdenfeindlicherMotivation.

Bundes-
land

Anzahlder verletzten
Personen

¹Politisch motivierte
Kriminalit ät ± rechtsª

Anzahlder verletzten
Personen

¹Politisch motivierte
Kriminalit ät ± rechtsª
mit fremdenfeindlicher

Motivation

BB 4 4

BR 1 1

BW 0 0

BY 0 0

HB 0 0

HE 0 0

HH 0 0

MV 0 0

NI 3 1

NW 4 3

RP 2 0

SH 5 5

SL 0 0
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Bundes-
land

Anzahlder verletzten
Personen

¹Politisch motivierte
Kriminalit ät ± rechtsª

Anzahlder verletzten
Personen

¹Politisch motivierte
Kriminalit ät ± rechtsª
mit fremdenfeindlicher

Motivation

SN 5 0

ST 0 0

TH 0 0

Summe 24 14

Zu Frage13

Zu den im Monat Juni 2004erfassten567politisch rechtsmotivierten
Straftatenwurden insgesamt273 Tatverdächtige ermittelt, von denen
35 Personenfestgenommenwurden.In 4 Fällen wurdeHaftbefehler-
lassen.

Im Zusammenhang mit den für Juni 2004 gemeldeten119 fremden-
feindlich motivierten Straftaten wurden 71 Tatverdächtigeermittelt
und 19 Personenwurden festgenommen. In 4 Fällen wurde Haftbe-
fehl erlassen.

Verteilungder ermitteltenTatverdächtigenund festgenommenenPer-
sonenim Bereich¹Politisch motivierte Kriminali tät ± rechtsª

Bundesland Tatverdächtige vorläufige
Festnahmen

Haftbefehle

BB 41 7 4

BR 14 2 0

BW 18 0 0

BY 22 8 0

HB 1 0 0

HE 5 0 0

HH 2 1 0

MV 5 0 0

NI 45 1 0

NW 35 9 0

RP 9 2 0

SH 17 2 0

SL 2 2 0

SN 42 1 0

ST 15 0 0

TH 0 0 0

Summe 273 35 4
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Verteilungder ermitteltenTatverdächtigenund festgenommenenPer-
sonenim Bereich¹Politisch motivierte Kriminalität ± rechtsmit frem-
denfeindlicher Motivationª

Bundesland Tatverdächtige vorläufige
Festnahmen

Haftbefehle

BB 20 5 4

BR 4 1 0

BW 3 0 0

BY 7 4 0

HB 0 0 0

HE 0 0 0

HH 0 0 0

MV 0 0 0

NI 11 1 0

NW 17 6 0

RP 1 0 0

SH 3 1 0

SL 0 0 0

SN 2 1 0

ST 3 0 0

TH 0 0 0

Summe 71 19 4

Geschäftsbereich des Bundesministeriums der Finanzen

14. Abgeordneter
Dietrich
Austermann
(CDU/CSU)

Welche Kriterien müssenerfüllt sein, damit
dauerhaft im Ausland lebendeDeutsche für
ihre ebenfalls im Ausland lebenden Kinder
Kindergeldbeziehenkönnen?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin
Dr. Barbara Hendricks
vom 29. Juli 2004

Darüber, wann Deutschedauerhaftim Ausland leben,kann esunter-
schiedlicheAuffassungengeben. Deshalb werden nachstehenddie
Kriterien genannt,unter denenDeutscheüberhauptohne Wohnsitz
oder gewöhnlichenAufenthalt in DeutschlandKindergeld für ihre
ebenfallsnicht in DeutschlandlebendenKinder erhaltenkönnen.
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Nach den §§62, 63 Einkommensteuergesetz(EStG) erhaltenim Aus-
land lebendeDeutschefür ihre im AuslandlebendenKinder nur dann
Kindergeld, wenn sie nach §1 Abs.2 EStG in Deutschlandunbe-
schränkt einkommensteuerpflichtig sind oder nach §1 Abs.3 EStG
bei Vorliegenbestimmter Voraussetzungenals unbeschränkt einkom-
mensteuerpflichtig behandeltwerdenund nicht auûerhalbeinesMit-
gliedstaatesder EuropäischenUnion (EU) oder einesStaates,auf den
dasAbkommenüber den EuropäischenWirtschaftsraum (EWR) An-
wendungfindet, ihren Wohnsitz oder gewöhnlichenAufenthalt inne-
haben. Unbeschränkt einkommensteuerpflichtig gemäû §1 Abs.2
EStG sinddeutscheStaatsangehörige,die zu einerinländischenjuristi-
schenPersondesöffentlichenRechtsin einemDienstverhältnisstehen
und dafür ArbeitslohnauseinerinländischenöffentlichenKassebezie-
hen,d.h. insbesonderevon der Bundesrepublik Deutschlandins Aus-
land entsandtedeutscheStaatsangehörige,die Mitglied einerdiploma-
tischenMissionoderkonsularischenVertretungsind.

Nach den§§1, 2 Abs.5 Bundeskindergeldgesetz(BKGG) erhaltenim
Ausland lebendeDeutschefür ihre im Ausland lebendenKinder nur
dann Kindergeld, wenn sie Entwicklungshelferoder Missionaresind
oder wennsieeinenach§123adesBeamtenrechtsrahmengesetzesbei
einer Einrichtung auûerhalbDeutschlandszugewieseneTätigkeit aus-
üben.WeitereVoraussetzung ist, dassdiesePersonenihre Kinder in
ihren Haushaltaufgenommenhaben.

Nach europäischemRecht sind die Staatsangehörigkeit eines be-
stimmtenMitgliedstaatsund der Wohnsitz in einembestimmtenMit-
gliedstaatinnerhalbder EU und desEWR grundsätzlich kein zulässi-
gesKriterium für die Zahlungvon Kindergeld. Deshalbkönnennach
denArtikeln 73, 77, 78 VO (EWG) Nr. 1408/71mit ihren Kindern in
einemanderenMitgliedstaat lebendeDeutschedeutschesKindergeld
erhalten, wenn sie als Arbeitnehmer deutschenRechtsvorschriften
unterliegen(z.B. Entsandte,Grenzgänger) oder eine deutscheRente
beziehen.

15. Abgeordneter
Dietrich
Austermann
(CDU/CSU)

Wie hochist der Betrag,der jeweilsan im Aus-
land lebendeEltern in den Jahren 2000 bis
2003gezahltwurde?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin
Dr. Barbara Hendricks
vom 29. Juli 2004

Die genauenAuszahlbeträgean im AuslandlebendeEltern sind nicht
gesondertstatistischerfasst.Deshalbsind nachfolgend die in den Sta-
tistikender Bundesagentur für Arbeit und desBundesamtes für Finan-
zen (für den öffentlichen Dienst) erfasstenZahlen der im Ausland
lebenden Berechtigten und die durchschnittlichen Zahlbeträge je
Berechtigtenin dem betreffendenJahr angegebenund daraus ein
geschätzterZahlbetragfür die im Ausland lebendenBerechtigtener-
rechnet.Da die Statistikfür denöffentlichenDienst nicht nachStaats-
angehörigkeiten, sondernnachWohnländern unterscheidet, kann die
Zahl der Deutschennicht angegebenwerden.
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Jahr Berechtigte
im Ausland

Durchschnittlicher jährlicher
Zahlbetragje Berechtigtem

Geschätzter
Zahlbetrag

2000 37084 2891E ca.107Mio. E

2001 38489 2903E ca.112Mio. E

2002 38564 3191E ca.123Mio. E

2003 37944 3167E ca.120Mio. E

16. Abgeordneter
Dr. Michael
Fuchs
(CDU/CSU)

Wie hoch ist die betragsmäûige Freigrenzefür
Geschenkeim Bereich des Zollwesens, und
wann wurde dieser Betrag das letzte Mal er-
höht?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin
Dr. Barbara Hendricks
vom 23. Juli 2004

Geschenkekönnen definitionsgemäû entwederals Postsendungbzw.
über einen Kurierdienst oder im Reiseverkehr im persönlichenGe-
päck von Reisendenin die BundesrepublikDeutschlandverbracht
werden. Beide Bereiche sind zollrechtssystematisch auf Ebene der
EuropäischenUnion normiert, die Regelungensind damit EU-weit
einheitlich und zwingendanzuwendenund stehennicht zur Disposi-
tion der einzelnenMitgliedstaaten.

Bei der Einfuhr von Kleinsendungennichtkommerzieller Art (Sendun-
genim PostverkehrodermittelsKurierdienst) liegt die allgemeineWa-
renwertgrenze,bis zu der Waren in die Bundesrepublik Deutschland
verbrachtwerdenkönnen,ohne dassEinfuhrabgaben(Zoll, Einfuhr-
umsatzsteuerund besondereVerbrauchsteuern) zu erhebensind, bei
45 Euro. Innerhalb dieser Wertgrenze sind bestimmte Mengen-
beschränkungen für z.B. Tabakwarenund alkoholischeGetränke zu
beachten.Diese allgemeineWarenwertgrenze wurde zuletzt durch
Verordnung (EWG) Nr. 1315/88 des Rates vom 3. Mai 1988 mit
Wirkung vom 1. Januar1989von 35auf 45Euro angehoben.

Im Reiseverkehrliegt für sog.Reisemitbringseldie allgemeineWaren-
wertgrenze,bis zu der Waren in die BundesrepublikDeutschlandver-
bracht werden können, ohne dassEinfuhrabgaben zu erhebensind,
bei175Euro. NebendieserallgemeinenWertgrenzekönneninnerhalb
bestimmterMengengrenzenbestimmteWaren, wie z.B. Tabakwaren
und alkoholischeGetränke,einfuhrabgabenfrei verbrachtwerden.

Die allgemeineWarenwertgrenze in diesem Bereich wurde zuletzt
durch Verordnung (EG) Nr. 355/94desRatesvom 14.Februar 1994
von 45 auf 175 Euro erhöht. DieseErhöhungwurde für die Bundes-
republik Deutschland auf Grund einer Sonderbestimmung in der
genanntenVerordnung erstzum1. Januar1998wirksam.
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17. Abgeordneter
Dr. Michael
Fuchs
(CDU/CSU)

Wie hoch ist der kostenmäûigeVerwaltungs-
aufwand einer Zollbehörde zur Bearbeitung
der Einfuhr einesGeschenkes,dasnicht in die
Betragsfreigrenzefällt?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin
Dr. Barbara Hendricks
vom 23. Juli 2004

Die Kosten für den durch die zollamtlicheBehandlungvon Geschen-
ken entstehendenVerwaltungsaufwand können bei den in der Ant-
wort auf die Frage16 aufgeführtenunterschiedlichenFallgestaltungen
nur durchschnittlichangegebenwerden.Danachbetragendie Kosten
für die Abfertigung sog. Kleinsendungennichtkommerzieller Art je
ca.3,10Euro und für die Abfertigung sog.Reisemitbringselim Reise-
verkehr je ca.6,30Euro. Selbstbei einer Veränderungder Wert- und
Mengengrenzenwürden sich die Kosten für den der Verwaltung ent-
stehendenAufwand grundsätzlichnicht verändern,da der Kostenauf-
wandin der Natur der Warenverkehrskontrollebegründetist.

18. Abgeordneter
Bartholomäus
Kalb
(CDU/CSU)

WelcheeinzelnenMaûnahmender Öffentlich-
keitsarbeitplant die Bundesregierung, um so-
wohl Grundstückseigentümer als auch Mieter
über die in Kürze in Kraft tretendenBuûgeld
bewährten Rechnungsaufbewahrungspflichten
nach§14b desUmsatzsteuergesetzeszu infor-
mieren,und welcheKostensinddamit verbun-
den?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin
Dr. Barbara Hendricks
vom 29. Juli 2004

Durch Artikel 12 Nr. 2 desSchwarzarbeitbekämpfungsgesetzeswurde
§14b Abs.1 UStG um einen neuenSatz5 ergänzt.Danach ist der
nichtunternehmerischeEmpfänger einer steuerpflichtigen Werkliefe-
rung oder sonstigenLeistung verpflichtet, die Rechnung, einenZah-
lungsbelegoder eine anderebeweiskräftigeUnterlage für zwei Jahre
aufzubewahren.

Gleichzeitigwurdedurch Artikel 12 Nr. 1 Buchstabeb Schwarzarbeit-
bekämpfungsgesetzin §14 Abs.4 Satz1 UStG eineneueNummer 9
eingeführt.Danachist der leistendeUnternehmer verpflichtet, in der
Rechnungeinen Hinweis auf die dem Leistungsempfänger obliegen-
denAufbewahrungspflichtenanzubringen,soferner einesteuerpflich-
tige Werklieferung oder sonstigeLeistung im Zusammenhang mit
einemGrundstückausführt.

Zur Einführung der Neuregelungen des Schwarzarbeitbekämpfungs-
gesetzessoll ein mit den oberstenFinanzbehördender Länder abge-
stimmtes BMF-Schreiben veröffentlicht werden. Dieses Schreiben
wird im Bundessteuerblatt Teil I veröffentlicht und wird darüber
hinausauf denInternet-SeitendesBMF verfügbarsein.
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ZudemsindfolgendeMaûnahmenzur Öffentlichkeitsarbeitgeplant:

Das BMF beabsichtigt, in der zweitenJahreshälftezielgruppenspezifi-
scheÖffentlichkeitsmaûnahmeninsbesondereim Bereichder Bauwirt-
schaftzu starten,um die Akzeptanzder RegelungendesSchwarzar-
beitsbekämpfungsgesetzesweiterzu erhöhen.

Die Kostenhierfür sindnochnicht bezifferbar.

19. Abgeordneter
Dr. Michael
Meister
(CDU/CSU)

Warum genügtals Angabein einer Rechnung
für Umsatzsteuerzweckenicht ein allgemeiner
Hinweisauf Vereinbarungenfür Entgeltminde-
rungen, wenn doch die Rechnungenohnehin
erst im Rahmen einer Auûenprüfung geprüft
werden können und dort der Betriebsprüfer
die Möglichkeit zur Nachfragehat?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin
Dr. Barbara Hendricks
vom 27. Juli 2004

In Umsetzungder Richtlinie 2001/115/EG(Rechnungsrichtlinie)wur-
den die §§14 und 15 Abs.1 Satz1 Nr. 1 UStG sowie §31 UStDV
durch dasSteueränderungsgesetz2003 vom 15.Dezember2003 neu
gefasst.Die Neuregelungentratenzum1. Januar2004in Kraft.

Um denVorsteuerabzugausübenzu können,mussder Leistungsemp-
fänger im Besitzeiner nach §14 UStG ausgestelltenRechnungsein
(§15 Abs.1 Satz1 Nr. 1 UStG). Das bedeutet,dassder Leistungs-
empfängerim Besitzeiner Rechnungseinmuss,die die formalenVo-
raussetzungen des§14 UStG erfüllt und auch alle nach §14 Abs.1
Satz4 UStG erforderlichen Pflichtangabenenthält.

Nach §14 Abs.4 Satz1 Nr. 7 UStG sind in der Rechnungauchdie
im VorausvereinbartenMinderungendesEntgeltsanzugeben.Nach
§31 Abs.1 UStDV kann eineRechnungausmehrerenDokumenten
bestehen.In diesemFall sind in dem Dokument, in dem Entgelt und
Steuerbetragenthaltensind, die anderenDokumente zu bezeichnen,
ausdenensichdie übrigennach§14 Abs.4 UStG erforderlichenAn-
gabenergeben.Die Angabenmüssendabeileicht und eindeutignach-
prüfbar sein.

Wegender sichausden §§14 und 15 Abs.1 Satz1 Nr. 1 UStG, §31
Abs.1 UStDV ergebendenformalen Voraussetzungen für den Vor-
steuerabzugdes Leistungsempfängers ist ein lediglich allgemeiner
Hinweis in der Rechnungdarauf, dasssich Entgeltminderungen er-
gebenkönnen,nicht ausreichend.Dieser Mangel kann aber dadurch
geheiltwerden,dassdie fehlendenoder unzureichendenAngabenent-
weder in einem weiterenDokument nachgereichtwerden oder dass
die ursprüngliche Rechnung berichtigt wird. Allerdings kann der
Leistungsempfänger den Vorsteuerabzugdann erst in dem Moment
vornehmen,in demer einevollständigeRechnungbesitzt.
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20. Abgeordneter
Dr. Michael
Meister
(CDU/CSU)

Bis wann ist mit einer Lösung desin der vor-
hergehendenFrage angesprochenen Problems
zu rechnen, und wie wird diesevoraussichtlich
aussehen?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin
Dr. Barbara Hendricks
vom 27. Juli 2004

Zur Umsetzungder Rechnungsrichtlinie durch dasSteueränderungs-
gesetz2003 wurde am 29.Januar 2004 ein mit den Ländern abge-
stimmtesBMF-Schreiben veröffentlicht (BStBl I 2004,S. 258),dasin
Rz. 49auchAussagenzur Angabeder im VorausvereinbartenMinde-
rungendesEntgeltsenthält.Allerdings wurdenin der Folge insbeson-
dere im Schrifttum z.T. Auffassungenvertreten,durch die auf Seiten
der UnternehmerschafteinegroûeVerunsicherungeingetreten ist.

Um die bestehendenund hier bekanntenUnsicherheiten zu beseiti-
gen,ist beabsichtigt, ein mit den Ländern abgestimmtesBMF-Schrei-
benzu veröffentlichen,dasszur Frageder Angabeder im Vorausver-
einbartenMinderungen desEntgeltsKonkretisierungen enthält. Mit
der Veröffentlichung des BMF-Schreibens wird für die erste Hälfte
desMonatsAugustgerechnet.

21. Abgeordneter
Dr. Peter
Ramsauer
(CDU/CSU)

Mit welchenMaûnahmenwill die Bundesregie-
rung die in der ¹EntschlieûungdesBundesra-
teszur Sicherungder Mobilität und für fairen
Wettbewerbª(Bundesratsdrucksache417/04±
Beschluss)geforderteHarmonisierung der Mi-
neralölsteuersätzeinnerhalbder EU zur Unter-
bindung desTanktourismus in Brüsselvoran-
treiben, und bis wann ist mit einem für
DeutschlandwirksamenErgebniszu rechnen?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin
Dr. Barbara Hendricks
vom 28. Juli 2004

Die Bundesregierung hat sich in den Verhandlungen zur Energie-
steuerrichtlinievom 27.Oktober 2003intensivfür einestärkereAnhe-
bung der europäischenMindeststeuersätzeeingesetztund wird dies
auch weiterhin tun. Die derzeitigeFassungstellt nach Ansicht der
Bundesregierung nur einen ersten Harmonisierungsfortschritt dar,
demweiterefolgenmüssen.

Auf Gemeinschaftsebenewird zurzeit die möglicheWiederaufnahme
desRichtlinienvorschlagsausdem Jahr 2002zur Schaffungvon Son-
derregelungenfür die Besteuerungvon Dieselkraftstoff für gewerbli-
cheZweckediskutiert. DieserRichtlinienvorschlagstellt einengrund-
sätzlichpositivenAnsatzzur Angleichungder Wettbewerbsbedingun-
genim Transportgewerbedar. Er bedarfallerdingsin einigenPunkten
noch einer vertieften Erörterung. Sollte es unter der derzeitigennie-
derländischenRatspräsidentschaft zu einer Wiederaufnahmeder Be-
ratungenkommen,ist hiermit erst nachAmtsantritt der neuenKom-
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missionskommissareund damit nicht vor EndedesJahreszu rechnen.
Die zeitliche Ausgestaltung der Verhandlungen insgesamtund der
Ausgangder Beratungenliegennicht allein in der Hand der Bundesre-
gierung.

22. Abgeordneter
Dr. Peter
Ramsauer
(CDU/CSU)

Wird die Bundesregierung der Aufforderung
des Bundesratesin der o.g. Entschlieûung
nachkommen, und wann wird sieein Konzept
zur kurzfristigenAbmilderung desTanktouris-
musauf BasisdesKonzeptesder mittelständi-
schenMineralölverbändevorlegen?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin
Dr. Barbara Hendricks
vom 28. Juli 2004

Das von der InteressengemeinschaftMittelständischer Mineralölver-
bändevorgelegteKonzept eines¹Modells zur Wiederherstellung der
Wettbewerbsfähigkeit der Grenzregionen und zur Erhöhung der Mi-
neralölsteuereinnahmendesBundesª(Anlehnungan das¹Italienische
Modellª) ist von denFachressortsdesBundeseingehendauf seineRe-
alisierbarkeit geprüft worden.Hierbei sind insbesondere die Möglich-
keiten,die diesesModell für die Verbesserungder wirtschaftlichenLa-
geder mittelständischenUnternehmen eröffnet,alsauchseineDurch-
setzbarkeitinnerhalb der EuropäischenGemeinschaftbewertetwor-
den.

Im Ergebnis sieht die Bundesregierung keine Möglichkeit für eine
UmsetzungdiesesKonzepts.Ein solcherVorschlagist nur dannreali-
sierbar,wenndie VoraussetzungendesArtikels 19 der Energiesteuer-
richtlinie vorliegen. Um die Ermäûigungenauf nationalerEbeneein-
führen zu können,bedarf esmithin zum eineneinesentsprechenden
Vorschlagsder EuropäischenKommissionund zum anderender ein-
stimmigenEntscheidungaller Mitgliedstaaten. Die EuropäischeKom-
missionunterstütztallerdingsein solchesAnliegennicht, da esim Wi-
derspruchzur Entwicklung desEuropäischenBinnenmarktesstehen
würde. Bei realistischer Einschätzungder Interessenlagedürfte auch
die weitereHürde einereinstimmigenRatsentscheidungnicht zu über-
windensein.

Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Wirtschaft
und Arbeit

23. Abgeordnete
Gitta
Connemann
(CDU/CSU)

Unterstützt die Bundesregierung die Forde-
rung des Ausschussesder berufsständischen
landwirtschaftlichen Organisationen und Ge-
nossenschaftender EU (COPA/COGECA)
nach Rücknahme der im Präferenzzollsystem
geregeltenZollvergünstigungen für Entwick-
lungsländer,und wennnicht, wie begründetsie
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ihre Haltung, insbesondereim Hinblick auf
die sich ausden Vergünstigungenergebenden
Wettbewerbsnachteilen für die heimischen
Schnittblumenerzeuger?

Antwort des Staatssekretärs Rudolf Anzinger
vom 28. Juli 2004

Die Forderung nach Rücknahmeder im AllgemeinenPräferenzsys-
tem (APS) der EU geregeltenZollvergünstigungenfür Entwicklungs-
länder wurde von den Organisationen COPA/COGECA an die EU-
Kommissiongerichtet,die für die Handelspolitik in der EU und damit
auch für das APS ausschlieûlichzuständigist. Sie ist von der EU-
Kommissionnicht in die Gesprächeüberdie GestaltungdesAllgemei-
nen Präferenzsystemsaufgenommenwordenund auchder Bundesre-
gierungim Einzelnennicht bekannt.

Für Schnittblumenwird seit1990der Andengruppeund seit1992den
Ländern deszentralamerikanischenMarktes von der EU ein Zollprä-
ferenzsatzvon 0% gewährt. Die besondereBegünstigungsoll diese
Länder in ihrem Kampf gegendie Drogenproduktion und den Dro-
genhandelunterstützen,in demdie Ausbreitunglegalerund rentabler
Produktionen als Alternativanbau durch Absatzmöglichkeiten auf
dem europäischenMarkt gefördertwird. Die Bundesregierung unter-
stützt grundsätzlichBemühungenzur allgemeinenBekämpfung des
Drogenanbaus.

24. Abgeordnete
Gitta
Connemann
(CDU/CSU)

Wird die Bundesregierung bei den anstehen-
den WTO-Verhandlungen die Forderung des
Zentralverbandes Gartenbau unterstützen,
dass im Gegenzugzu den Vergünstigungen,
die von der EU gewährtwerden,die bestehen-
den Handelsbarrieren für Blumenexporte aus
der EU in Drittländer abgebautwerden,und
wennnicht, wie begründetsieihre Haltung?

Antwort des Staatssekretärs Rudolf Anzinger
vom 28. Juli 2004

Ziel der Weltorganisation ist es,den Handel zu liberalisieren,indem
tarifäre und nichttarifäreHandelsbarrieren in allenihren Mitgliedstaa-
ten weitgehendabgebautwerden.Bei den laufendenVerhandlungen
ist eserklärtesZiel, dassalle Staatenfür alle Erzeugnissesubstantielle
Zugeständnissebeim Marktzugang machen.Von einemerfolgreichen
Abschlussder Verhandlungen könnten daher auch die europäischen
Blumenexporteureprofitieren.

25. Abgeordnete
Patricia
Lips
(CDU/CSU)

Trifft es nach Kenntnis der Bundesregierung
zu, dasskleine regionaleAnbieter im Gegen-
satz zu groûen überregionalen Anbietern bei
der Vergabe von Lehrgängen zur Verbesse-
rung der beruflichenBildungs-und Eingliede-
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rungschancen(BBE-Maûnahmen) durch die
zuständigenStellenbei der Bundesagentur für
Arbeit ggf. benachteiligt werden,da die kurze
Frist von vier WochenzwischenAuftragsertei-
lung und Durchführung der BBE-Maûnahmen
eineangemessenepersonellePlanungmit qua-
lifiziertem Personalfür regionaleingeschränk-
te Anbieter nahezuunmöglichmacht?

Antwort des Staatssekretärs Rudolf Anzinger
vom 26. Juli 2004

Die VergabeberufsvorbereitenderBildungsmaûnahmennachdemAr-
beitsförderungsrechtist vom Gesetzgeberder Bundesagentur für Ar-
beit übertragenworden.Dem Bundesministerium für Wirtschaft und
Arbeit liegenkeine Erkenntnissedarübervor, welcheFristen bei der
Vergabevon Lehrgängenzur Verbesserungder beruflichenBildungs-
und EingliederungschancenzwischenAuftragserteilung und Beginn
der Maûnahmenliegen.

Bei konkreter BenennungdesEinzelfallswird die Bundesagentur für
Arbeit die Angelegenheitüberprüfen.Grundsätzlichwird auf folgende
Veränderunghingewiesen:

Die Bundesagentur für Arbeit hat zu Beginn des Jahresein neues
Fachkonzept zu berufsvorbereitendenBildungsmaûnahmenherausge-
geben,dasfür im Herbst beginnende Maûnahmengilt. Die Maûnah-
mensindneugeordnetworden.Danachgibt eskünftig auchdie in der
FragegenannteMaûnahmekategorienicht mehr.Eswird zur besseren
Förderung nur noch zwischenEignungsanalyse,Grund- und Förder-
stufe sowieder Übergangsqualifizierung unterschieden.Die Bundes-
agentur für Arbeit hat 75% dieser neuen Maûnahmen bundesweit
durch7 Regionaleinkaufszentrenausgeschrieben.

Dabei ist eszu Verzögerungengekommen, weil Trägervergaberechtli-
cheRechtsverstöûe gerügtund infolge von Entscheidungen desOLG
Düsseldorfund der Vergabekammer desBundeskartellamts ¾nderun-
gen des zum Teil bereits laufendenVergabeverfahrenserforderlich
wurden.Dies kann in Regionen,in denendasAusbildungsjahrwegen
des Endesder Sommerferienbereits zum 1. August beginnt, in der
Tat zu den geschildertenkurzen Fristen führen. Dies trifft regionale
und überregionaleAnbieter gleichermaûen.

26. Abgeordnete
Rita
Pawelski
(CDU/CSU)

Wie ist es im Zusammenhang mit der Auf-
tragsvergabe Voice2000zu erklären, dassdie
Nichterfüllung der Anforderungen der für die
Umsetzungvon Hartz IV wichtigenvirtuellen
VernetzungzwischenArbeitsämtern und den
zugehörigenGeschäftsstellenfür die Bundes-
agenturfür Arbeit überdie Laufzeit erhebliche
Mehrkosten bringt, und dass diese auf eine
Gröûenordnung von 40Mio. Euro zu bezif-
fern sind(DER SPIEGEL vom 17.Juli 2004)?

DeutscherBundestag± 15.Wahlperiode Drucksache 15/3632± 17±



Antwort des Staatssekretärs Rudolf Anzinger
vom 28. Juli 2004

Die Bundesagentur für Arbeit hat im Rahmen der Auftragsvergabe
Voice2000die Firma Tenovis im Jahr 2002 beauftragt,Telefonanla-
gen nach technischneuestemStandin der Bundesagentur für Arbeit
zu installieren.Es trifft nicht zu, dassdie Anforderung der virtuellen
Vernetzungnicht erfüllt wird. Nachbesserungenin Bezugauf die vir-
tuelleVernetzung sinddahernicht erforderlich.

Tatsacheist jedoch, dassdie Bundesagentur für Arbeit beabsichtigt,
die Firma Tenoviszu beauftragen,die eventuellnotwendige telefoni-
sche Ausstattung für die Aufgabenwahrnehmungim Rahmen von
Hartz IV zu übernehmen.Eshandeltsichdabeiausschlieûlichum eine
Erweiterungder AnlagenohnetechnischeNeuerungen.

27. Abgeordneter
Hartmut
Schauerte
(CDU/CSU)

Wie hoch sind die Kosten, die beim Projekt
Virtueller Arbeitsmarkt (VAM) der Bundes-
agenturfür Arbeit (BA) bis April 2004aufge-
laufen waren, und über welche zusätzliche
Summebeläuft sichder kürzlich zusätzlichge-
schlosseneVertrag zwischender BA und dem
Unternehmen Accenture (Personal-Magazin
vom 8. Juli 2004)?

Antwort des Staatssekretärs Rudolf Anzinger
vom 26. Juli 2004

Nach Auskunft der Bundesagenturfür Arbeit beliefen sich die mit
demProjekt ¹Virtueller Arbeitsmarktª entstandenenKostenbis April
2004 auf insgesamt52,5Mio. Euro. Darüber hinaussei im Rahmen
desbestehendenVertrageseine ¾nderungsvereinbarungüber ein zu-
sätzlichesAuftragsvolumenvon 45,5Mio. Euro abgeschlossenwor-
den.

28. Abgeordneter
Hartmut
Schauerte
(CDU/CSU)

Gab esfür die vereinbartenLeistungen dieses
neuenVertrageseine Ausschreibung,und wie
bewertet die Bundesregierung die Tatsache,
dasseineFortsetzungdiesesProjektesmit der
Firma durchgeführt wird, die in den vergange-
nen Monaten nachEinschätzung der BA Leis-
tungenmit Mängeln erbrachthat (Tagesschau
vom 27.Februar2004)?

Antwort des Staatssekretärs Rudolf Anzinger
vom 26. Juli 2004

Nach Aussageder Bundesagentur für Arbeit ist keineneueAusschrei-
bungerfolgt.

Die Bundesregierung hat eineFortsetzungdesVertrageszwischender
Bundesagentur für Arbeit und dem UnternehmenAccenturenicht zu
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bewerten.Die Entscheidungüber eineFortsetzungder Zusammenar-
beit treffen allein die Vertragspartner. Die Bundesagentur für Arbeit
handeltinsoweitalsbundesunmittelbareKörperschaft desöffentlichen
Rechtsin eigenerVerantwortung.

29. Abgeordneter
Johannes
Singhammer
(CDU/CSU)

Treffen Meldungen (u.a. Handelsblatt vom
14.Juli 2004)zu, nachdenendaskünftige Ar-
beitslosengeldII den bisherigenArbeitslosen-
hilfebeziehern (ausgenommen davon die er-
werbsfähigen Sozialhilfeempfänger) erstmals
erstam1. Februar2005ausgezahltwerdensoll
und dadurch eine Leistungslückevon einem
Monat entsteht, da dieser Personenkreisim
Dezember2004letztmalsrückwirkend für den
laufendenMonat DezemberLeistungenerhal-
ten hat und die Auszahlung am 1. Februar
2005 für den begonnenenMonat Februar im
voraus gezahltwird, und wenn ja, stimmt es,
dassdie daraus resultierende Minderausgabe
für den Bund rund 1,8Mrd. Euro betragen
wird?

Antwort des Staatssekretärs Rudolf Anzinger
vom 29. Juli 2004

Zutreffend ist, dassdasab1. Januar2005auszuzahlendeArbeitslosen-
geldII jeweilsmonatlich im voraus für den laufendenMonat ± also
erstmalsfür Januar2005± ausbezahltwird. Hierbei kommt esauf die
Erwerbsfähigkeit und Hilfebedürftigkeit desAntragstellers,nicht hin-
gegendarauf an, ob ein vorherigerBezugvon Arbeitslosen-oder So-
zialhilfeoderEinkommenausErwerbstätigkeit vorgelegenhat.

30. Abgeordnete
Antje
Tillmann
(CDU/CSU)

Trifft die Meldung im ¹DER SPIEGELª vom
17.Juli 2004 zu, dassdie Bundesagentur für
Arbeit (BA) eine Fachfirma beauftragt hat,
eineneueTelefonanlagein der BA zu installie-
ren, und wenn ja, wie stellt sich der Ist-Soll-
Standder Realisierungdar?

Antwort des Staatssekretärs Rudolf Anzinger
vom 26. Juli 2004

Die Meldung im ¹DER SPIEGELª vom 17.Juli 2004 ist unzutref-
fend. Die Bundesagentur für Arbeit hat die Firma Tenovis im Jahr
2002 beauftragt, Telefonanlagen nach technischneuestemStand in
der Bundesagentur für Arbeit zu installieren.Dieser Roll-Out wird
derzeitumgesetzt.Darüberhinausgibt eskeinenAuftrag andie Firma
Tenovis zur Installation technischneuerer Telefonanlagen und die
Bundesagentur für Arbeit plant auchkeinenderartigenAuftrag.

Die Bundesagenturfür Arbeit beabsichtigtlediglich,die Firma Teno-
vis zu beauftragen,die eventuellnotwendigetelefonischeAusstattung
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für die Aufgabenwahrnehmungim Rahmenvon Hartz IV zu überneh-
men. Es handelt sich dabei ausschlieûlich um eine Erweiterung der
AnlagenohnetechnischeNeuerungen.

31. Abgeordnete
Antje
Tillmann
(CDU/CSU)

Sollte der Rollout gegenüberdem ursprüng-
lichen Plan verzögert worden sein, wie hoch
sind die Kosten, die aus dieser Verzögerung
entstehen,und welche vertraglichen Konse-
quenzenhat dies?

Antwort des Staatssekretärs Rudolf Anzinger
vom 26. Juli 2004

Der im Jahr 2003 begonneneRoll-Out der Telefonanlagen hat sich
nicht verzögert,sondernwird wie geplantbis Ende 2004abgeschlos-
sensein. Daher entstehenkeine zusätzlichenKosten und es werden
keinevertraglichenKonsequenzenrechtswirksam.

32. Abgeordnete
Antje
Tillmann
(CDU/CSU)

Trifft eszu,dassdie Fachseiteder BA zur ¹Be-
wertung der Ausschreibung Voice2000ªMän-
gel festgestellthatte,die den technischenAus-
schlussdes Bieters hätten nach sich ziehen
müssen(DER SPIEGEL vom 17.Juli 2004),
und wennja, wiesoist der Auftrag dennochan
diesenBietervergebenworden?

Antwort des Staatssekretärs Rudolf Anzinger
vom 26. Juli 2004

Es trifft zu, dassdie fachlicheBewertungim Rahmender EU-weiten
AusschreibungVoice2000 Mängel aufgezeigt hatte, die den Aus-
schlussdesBietersTenovisnachsichgezogenhaben.Nachdemaller-
dings die EU-weite Ausschreibung Voice2000 insgesamtkein wirt-
schaftlichesErgebniserbrachthatte,wurdesieaufgehobenund sämtli-
cheBieter in ein Verhandlungsverfahreneinbezogen.Im Laufe dieses
VerhandlungsverfahrenskonnteTenovissämtlichetechnischeMängel
beseitigenund hat daheralswirtschaftlichsterBieter den Zuschlager-
halten. Diese Vorgehensweiseist durch das Vergaberechtabgedeckt
und wurdedaherauchnicht von unterlegenen Bieternangefochten.

Geschäftsbereich des Bundesministeriums für
Verbraucherschutz, Ernährung und Landwirtschaft

33. Abgeordnete
Dr. Maria
Flachsbarth
(CDU/CSU)

Wie stelltsichdie Bundesregierung zu der Aus-
sagedesTierfachhandels, dassdiesemausdem
Urteil desEuropäischenGerichtshofs(EuGH)
vom 11.Dezember 2003, das erlaubt, nicht
nur apothekenpflichtige,sondernsogarrezept-
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pflichtige Humanarzneimittel durch so ge-
nannte Versandhandelsapothekenim Internet
zu vertreiben, Wettbewerbsverzerrungen er-
wüchsen,da esVersandhandelsanbieternnun-
mehr erlaubt sei,den Kunden eine wesentlich
gröûere Angebotspalette (incl. Apotheken-
pflichtiger Tierarzneimitteln) anzubieten, als
diesesdenlokalenHändlernerlaubtsei?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs
Matthias Berninger
vom 29. Juli 2004

Der EuropäischeGerichtshof (EuGH) hat im Rahmen eines Vor-
abentscheidungsverfahrensin der RechtssacheC-322/01 zum deut-
schenVersandhandelsverbotfür Humanarzneimittel Stellunggenom-
men. Dabei kommt der EuGH zu dem Ergebnis,dassein nationales
Versandverbot für verschreibungspflichtige Humanarzneimittel aus
GründendesSchutzesder Gesundheitund desLebensvon Menschen
gerechtfertigtseinkann, ein Versandverbot für in Deutschlandzuge-
lassene,apothekenpflichtige, nichtverschreibungspflichtige Human-
arzneimitteldagegengegendasGemeinschaftsverbot verstöût.

In Deutschlanddürfen apothekenpflichtigeeinschlieûlichverschrei-
bungspflichtiger Arzneimittel nur durch Apotheken in den Verkehr
gebrachtwerden(Apothekenmonopol). Eine eingeschränkteAusnah-
me stellt lediglich das tierärztliche Dispensierrecht dar. Auûerhalb
von Apotheken,zum Beispielim Zoofachhandel,darf nur mit freiver-
käuflichen Arzneimitteln Handel getrieben werden. Ein Verbot des
Versandsvon freiverkäuflichenArzneimitteln durch denEinzelhandel
auûerhalbvon Apotheken bestehtnicht und bestandauchnicht zu der
für die o.g. EuGH-Entscheidung maûgeblichenZeit. Insoweit sind
keineAuswirkungendesEuGH-Urteils auf denArzneimittelhandelin
Zoofachgeschäften ersichtlich.

34. Abgeordnete
Dr. Maria
Flachsbarth
(CDU/CSU)

Wie beurteilt die Bundesregierung Überlegun-
gen,den Verkauf nicht verschreibungspflichti-
ger Tierarzneimittel, die der Apothekenpflicht
unterliegen,im Einzelhandelfreizugeben und
mit Auflagen, wie zum Beispiel einer voraus-
gehendenBeratungdurch geschultesPersonal
oder einer Rücksprachemöglichkeit mit einem
Tierarzt oder Apotheker über das Internet zu
verbinden,im Hinblick auf Verbraucherschutz
und gesundheitspolitischeErwägungen?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs
Matthias Berninger
vom 29. Juli 2004

Innerhalb der Bundesregierung gibt eskeine Überlegungen,vom be-
stehendenApothekenmonopol abzuweichen.
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35. Abgeordnete
Dr. Maria
Flachsbarth
(CDU/CSU)

Plant die Bundesregierungeineentsprechende
Gesetzesänderung, die dann auch zwischen
Liebhabertieren und Tieren, die zur Lebens-
mittelgewinnungdienen,unterscheidet?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs
Matthias Berninger
vom 29. Juli 2004

SieheAntwort zu Frage34.

36. Abgeordnete
Dr. Maria
Flachsbarth
(CDU/CSU)

Gibt esvor demHintergrund unterschiedlicher
Vertriebswegevon Tierarzneimitteln innerhalb
der Europäischen Union Bestrebungen,zu
einereinheitlicheneuropäischenLösungzu ge-
langen?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs
Matthias Berninger
vom 29. Juli 2004

Durch die Richtlinie 2004/28/EG ist ein Schritt zur Harmonisierung
der Vertriebswegevon Tierarzneimitteln in der EU erfolgt, indem zu-
künftig Arzneimittel, die zur Anwendungbei Lebensmittel liefernden
Tieren bestimmtsind, grundsätzlich der Verschreibungspflicht unter-
liegensollen.Ausnahmenkönnenim Komitologieverfahrenfestgelegt
werden.Die Regelungist spätestenszum 1. Januar2007umzusetzen.
Darüber hinausgehendeBestrebungensindder Bundesregierung nicht
bekannt.

37. Abgeordneter
Hans-Michael
Goldmann
(FDP)

Liegender Bundesregierung aktuellerewissen-
schaftliche Untersuchungsergebnissevor, die
belegen,dassein nennenswerterAnstieg von
Übergewicht und Adipositas in Deutschland
für Jungenund Mädchenim Alter von 6 bis17
Jahrenfestgestelltwurde, während im Ernäh-
rungsbericht 2000 noch kein nennenswerter
Anstieg von Übergewicht und Adipositas in
Deutschland für Jungen und Mädchen im
Alter von 6 bis 17 Jahren festgestellt werden
konnte(DIE WELT vom 14.Juli 2004)?

Antwort des Staatssekretärs Alexander Müller
vom 22. Juli 2004

Die Angaben aus dem Ernährungsbericht 2000 sind unvollständig
zitiert. So steht dort im nachfolgendenAbsatz: ¹Werden bestimmte
Untergruppenbetrachtet,so zeigensich dennochsignifikanteVerän-
derungenin den 15 Jahren: Die PrävalenzadipöserMädchen zwi-
schen6 bis unter 10 Jahrenhat von 3 auf 7 Prozent zugenommen,
ebensobei Jungenvon 5 auf 10 Prozent.Untergewicht bei Mädchen
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über 13 Jahreverringertesich von 17 auf 3 Prozent,bei Jungenvon
5 auf 3 Prozent.ª

AktuellererepräsentativeDaten überdie Häufigkeit von Übergewicht
und Adipositasbei Kindern und Jugendlichenin Deutschlandliegen
derzeit nicht vor. Seit Mai 2003 werdensie im Rahmender ¹Studie
zur Gesundheit von Kindern und Jugendlichen in Deutschlandª
(www.kiggs.de) durch dasRobert Koch-Institut, Berlin, erhoben.Die-
seUntersuchungensindauf drei Jahreangelegt,sodassmit Ergebnis-
senerstin 2006zu rechnenist.

Aufgrund kleinerer regionalerStudiengibt es jedoch Hinweise,dass
auch in Deutschlandein weitererAnstieg von Übergewichtund Adi-
positasbei Kindern und Jugendlichenfestzustellen ist. So wurde bei
der 18. Jahrestagungder DeutschenAdipositas-Gesellschaftim Okto-
ber 2003einethüringischeStudiezumErnährungszustand und Ernäh-
rungsverhalten von Vorschulkindern (Schröder,Kromeyer-Hauschild,
Jaeger,Jahreis;Friedrich-Schiller Universität Jena)vorgestellt, die be-
sagt,dassrund 12 Prozentder Vorschulkinder übergewichtig sind. Im
Vergleichzu Studienbei JenaerSchulkindern im Alter von 7 und 14
Jahrenausden Jahren1985und 1995,die einenAnstiegder Häufig-
keit von Übergewicht bei Jungenvon 2,9Prozentauf 4,5Prozentund
bei Mädchenvon 2,5 Prozentauf 6,2 Prozent festgestellthatten,zei-
gendie neuenZahleneinennochmaligenAnstieg.

Auch ersteErgebnisse der 4-Jahres-Nachuntersuchungender 1996be-
gonnenenKieler ObesityPreventionStudy (KOPS) zeigen,dasssich
die Anzahl übergewichtigeroder adipöserKinder im Untersuchungs-
kollektiv vom Zeitpunkt der Ersterfassungbiszur 4-Jahres-Nachunter-
suchungverdoppelthat.

38. Abgeordnete
Julia
Klöckner
(CDU/CSU)

WelchekonkretenMaûnahmenstellt die Bun-
desregierung in Aussicht, um die Abwande-
rung industriellerForschungseinrichtungenim
Bereichder so genanntengrünen Gentechno-
logie, wie etwa jüngst seitensder BASF AG
in Aussicht gestellt (siehe Financial Times
Deutschlandv. 12.Juli 2004,S.1), samt aller
damit in Zusammenhang stehendenFolgenfür
Deutschland ± beispielsweiseArbeitsplatzab-
bau,VerlustdesAnschlussesanHochtechnolo-
gieforschung, Wettbewerbsnachteile im inter-
nationalenUmfeld ± zu verhindern, und wie
beurteilt die Bundesregierung die konkreten
Auswirkungenfür Verbraucherund Industrie
in Deutschland, die sich aus den weiterhin
fehlenden gesetzlichen Rahmenbedingungen
für denAnbau gentechnisch veränderterPflan-
zenin Deutschlandergeben?

Antwort des Staatssekretärs Alexander Müller
vom 22. Juli 2004

Standortentscheidungender Wirtschaft werdennachBewertungeiner
Vielzahlvon Faktorengetroffen,wozuauchdie in der zitiertenPresse-
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meldungGenanntenwie Marktnähe und die erwarteteVerbraucher-
einstellungzählen.Die Bundesregierung teilt die AuffassungdesVor-
standsvorsitzenden der BASF AG, Dr. Jürgen Hambrecht, dassdie
Agro-Gentechnik in Deutschland nur mit den Verbrauchern und
Landwirtenund nicht gegendenMarkt etabliertwerdenkann.

Die Bundesregierung trägt mit der Forschungsförderung im Bereich
der Agro-Gentechnik zur Stärkungund zum Erhalt desForschungs-
und WirtschaftsstandortsDeutschlandbei. So ist zum Beispiel das
PflanzengenomforschungsprogrammGABI alseinegemeinsameFor-
schungs-und Förderinitiative der Bundesregierungmit der Wirtschaft
angelegt, das von einem Wirtschaftsverbund Pflanzengenomfor-
schung,dem28Unternehmenangehören± darunterauchdieBASF ±,
mit eigenenForschungsprojekten unterstützt wird. Damit leistet sie
einenBeitrag,die ca. 4000 Arbeitsplätze in den deutschenPflanzen-
zucht-Unternehmen zu sichern.Innerhalb desInnoRegio-Programms
der Bundesregierungwird darüber hinausdie regionaleInnovations-
initiative InnoPlantagefördert.

Die Bundesregierung wird die Richtlinie 2001/18/EG über die ab-
sichtlicheFreisetzung gentechnisch veränderterOrganismenim Rah-
menihrer Möglichkeitensozügigwiemöglichin nationalesRechtum-
setzen.Siesiehtwegender zeitlichenVerzögerung bei der Umsetzung
der Richtlinie derzeit jedoch keine nachteiligenAuswirkungen für
Verbraucher und Verbraucherinnensowiedie Industrie.

Geschäftsbereich des Bundesministeriums der Verteidigung

39. Abgeordnete
Barbara
Lanzinger
(CDU/CSU)

Würde, die Zustimmung des Freistaates
Bayern sowie der Kassenärztlichen Vereini-
gungvorausgesetzt, eineErhöhungder zivilen
Bettenbelegungdas Bundeswehrkrankenhaus
in seiner jetzigenForm am Standort Amberg
langfristigsichern?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Walter Kolbow
vom 26. Juli 2004

Die strukturellen Veränderungeninfolge der Weiterentwicklung der
Bundeswehrreform erfordern eineÜberprüfung und Anpassungaller
relevanten Bestimmungsgröûen unter Berücksichtigungder konse-
quentenVerwirklichung des streitkräftegemeinsamenAnsatzes.Das
Ergebnisder Prüfungenkann erst vorgelegtwerden,wenndie Grob-
und Feinstrukturender Streitkräftefestliegen.

Ein darausresultierendesStationierungskonzept wird nicht vor Ende
2004vorliegen.

Aus diesemGrund können Fragen zur Zukunft desStandortes Am-
berg zum gegenwärtigenZeitpunkt noch nicht beantwortetwerden.
Die Kolleginnen und Kollegen des DeutschenBundestages werden
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frühzeitig über die Stationierungsentscheidungeninformiert. Ebenso
wird der Verteidigungsausschussdes DeutschenBundestageskonti-
nuierlichüberdenFortgangder Planungenunterrichtet.

40. Abgeordnete
Barbara
Lanzinger
(CDU/CSU)

Wenn ja, welcheAnstrengungen wurden hin-
sichtlich der Erhöhung der zivilen Bettenbele-
gungseitensder Bundesregierung bisherunter-
nommen?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Walter Kolbow
vom 26. Juli 2004

Aus GesprächenübereineseitensdesBundesministeriumsder Vertei-
digungangestrebteErhöhungder Anzahl von Bettenfür die Behand-
lung von Zivilpatienten mit dem zuständigenMinisterium des Frei-
staatesBayernergabsich, dassdort allenfallsdann eine Möglichkeit
für eine Erhöhung dieserAnzahl gesehenwürde, sofern ein anderes
ziviles Krankenhausmindestenseine entsprechendeAnzahl Betten
abgibt.Dies ist bishernicht der Fall.

41. Abgeordnete
Ursula
Lietz
(CDU/CSU)

Trifft eszu,dassesKontakte desBundesminis-
teriumsder Verteidigung(BMVg) mit dempri-
vaten Klinikbetreiber Marseille Kliniken AG
Hamburg und Berlin bezüglichder möglichen
Übernahme der zur Schlieûung anstehenden
Bundeswehrkrankenhäusergibt, und falls ja,
wie weit sind die Verhandlungen fortgeschrit-
ten?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Walter Kolbow
vom 21. Juli 2004

Im Mai 2004hat sichder Aufsichtsratsvorsitzendeder MarseilleKlini-
ken AG ± Ulrich Marseille ± schriftlich an den InspekteurdesSani-
tätsdienstesgewandtund dasInteresseder MarseilleKliniken AG an
einer Übernahmeder zur Schlieûung anstehendenBundeswehrkran-
kenhäuserbekundet.Ihm wurde schriftlich mitgeteilt, dasserst nach
Vorliegen der Stationierungsentscheidungen die Grundlagen für
Überlegungen zur zukünftigenStruktur und zumUmfang der Bundes-
wehrkrankenhäusergegebensind.

42. Abgeordnete
Ursula
Lietz
(CDU/CSU)

Ist bekannt,welchekonkretenPlänedie Mar-
seille Kliniken AG in Bezugauf die Bundes-
wehrkrankenhäuserhat?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Walter Kolbow
vom 21. Juli 2004

Nein, essindkeinePlänebekannt.
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43. Abgeordnete
Ursula
Lietz
(CDU/CSU)

WelcheErlöseerwartetdasBMVg von einem
eventuellenVerkauf der zu privatisierenden
Bundeswehrkrankenhäuser?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Walter Kolbow
vom 21. Juli 2004

Da bisherkeine Überlegungen zum Verkauf/Privatisierungvon Bun-
deswehrkrankenhäusernstattgefunden haben, liegen keine Erkennt-
nisseübermögliche Erlösevor.

Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Gesundheit
und Soziale Sicherung

44. Abgeordneter
Dr. Wolf
Bauer
(CDU/CSU)

Ist esrichtig, dassdie Bundesregierung entge-
gen ihrer in der Antwort der Parlamentari-
schenStaatssekretärin bei der Bundesministe-
rin für Gesundheit und Soziale Sicherung,
Marion Caspers-Merk, auf meine schriftliche
Frage 41 auf Bundestagsdrucksache15/3549
geäuûertenAnsicht über das Bundesversiche-
rungsamt von Verträgen zwischenKranken-
kassen,über die das Bundesversicherungsamt
gemäû §90 des Vierten Buchs Sozialgesetz-
buch (SGBIV) Aufsicht führt, und auslän-
dischenVersandapothekenKenntnis erlangen
kann, und wenn ja, warum hat die Bundes-
regierung dies in dieser Antwort generell
bestritten?

Antwort des Staatssekretärs Dr. Klaus Theo Schröder
vom 23. Juli 2004

Die Ausführungenin der Antwort der Bundesregierungvom 28.Juni
2004 (Bundestagsdrucksache 15/3549, S.22) sind zutreffend. Das
Bundesversicherungsamtist, soweitesdie Aufsicht nach dem Sozial-
gesetzbuchausübt,nur an allgemeineWeisungen desBundesministe-
riums für Gesundheitund SozialeSicherunggebunden(§94 Abs.2
Satz3 ViertesBuch Sozialgesetzbuch). Für die Prüfung einer derarti-
genWeisungbestandkein Anlass.

45. Abgeordneter
Dr. Wolf
Bauer
(CDU/CSU)

Warum hat die Bundesregierung die zweite
Unterfrage meiner schriftlichen Frage42 auf
Bundestagsdrucksache15/3549, ob der Bun-
desregierung bekannt sei, ob es Aktionspro-
gramme der nationalen Regierungen anderer
europäischenStaaten gibt, die die gezielte
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medizinische Versorgung aus dem Ausland
fördern und unterstützen,nicht beantwortet,
und wie lautetdie Antwort?

Antwort des Staatssekretärs Dr. Klaus Theo Schröder
vom 23. Juli 2004

EntsprechendeAktionsprogramme der Regierungen zur gezielten
medizinischen Versorgungsindder Bundesregierungnicht bekannt.

46. Abgeordneter
Dr. Wolf
Bauer
(CDU/CSU)

Wie bewertet die Bundesregierung die Ant-
wort der Parlamentarischen Staatssekretärin
bei der Bundesministerin für Gesundheitund
SozialeSicherheit,Marion Caspers-Merk, auf
die 2. Nachfragezur mündlichen Frage39 des
AbgeordnetenJensSpahnin der Fragestunde
vom 30.Juni 2004 (Plenarprotokoll 15/166),
wonachbei der Versorgungmit Arzneimitteln
ausdemAuslanddeutschesRechtanzuwenden
sei, vor dem Hintergrund der Antwort des
Staatssekretärs im Bundesministerium für Ge-
sundheit und Soziale Sicherheit, Dr. Klaus
Theo Schröder, auf die Schriftlichen Fragen
49 und 50 desAbgeordnetenDetlef Parr auf
Bundestagsdrucksache 15/2954, wonach das
Fünfte Buch Sozialgesetzbuch (SGBV) Apo-
thekenauûerhalbdesdeutschenStaatsgebietes
keinerechtlichenVorgabenmachenkann,und
welchevon diesenbeidenAussagenist die rich-
tige?

Antwort des Staatssekretärs Dr. Klaus Theo Schröder
vom 23. Juli 2004

Die Bundesregierung siehtkeineDiskrepanz zwischenden beidener-
wähntenAntworten.

Meine Antwort vom April bezogsich auf den Einbehalt von Zuzah-
lungendurch im AuslandansässigeApotheken.DieserGeschäftsvor-
gang findet nicht im Hoheitsgebiet der Bundesrepublik Deutschland
statt. Der Gesetzgeberhat nicht die Möglichkeit, seineeigenenNor-
menin einemanderenEU-Mitgliedstaatzur Anwendungzu bringen.

Der Gesetzgeberdarf jedochfür BürgerandererStaatenbindendeRe-
gelungentreffen, soweitderenSchutzzweckdies im Hinblick auf die
Sicherheitder Bürgerinnenund Bürger im deutschenHoheitsgebiet
erfordert.

Für die Regelungenzur Versorgungmit Arzneimitteln ausdem Aus-
land ist in diesemZusammenhang maûgeblich,dassdie Abgabedieser
Arzneimittel anPatientenin Deutschlanderfolgt, ggf. inklusivedaraus
resultierender negativerAuswirkungen für den Verbraucher. In die-
semSinnehabenPatienteneinenAnspruch auf eine Versorgungmit
Arzneimitteln, die dem deutschenRechtentspricht,auchsoferndiese
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aus dem EU-Ausland erfolgt. Die entsprechendenVorschriften des
Arzneimittel- und Apothekenrechts erfüllen somit unter Beachtung
deseuropäischenGemeinschaftsrechtsauch durch die Einbeziehung
von Apothekenin anderenEU-Mitgliedstaaten,soweitsieArzneimit-
tel in Deutschlandvertreiben,einennicht unerheblichenSchutzzweck.

47. Abgeordnete
Marie-Luise
Dött
(CDU/CSU)

Durch welchekonkretenMaûnahmen will die
Bundesministerin für Gesundheitund Soziale
Sicherung,Ulla Schmidt,bei den Krankenkas-
sen eine bessereBerücksichtigung der beson-
deren Situation von Kinder-Hospizen durch-
setzen,und welchefinanziellenMittel will die
Bundesministerin zur Verfügungstellen,damit
Kinder-Hospize zukünftig über eine solide
finanzielleBasisverfügenwerden(vgl. hierzu:
Meldung Evangelischer Pressedienst vom
19.Juli 2004,17.29Uhr)?

Antwort des Staatssekretärs Dr. Klaus Theo Schröder
vom 23. Juli 2004

Anders als in der Meldung des EvangelischenPressedienstesvom
19.Juli 2004dargestellt,hat sichBundesministerin Ulla Schmidtwäh-
rend ihresBesuchsin der GelsenkirchenerHospiz-und Pflegeeinrich-
tung ¹Arche Noahª nicht für eine¾nderungder Finanzierungsgrund-
lagen der Kinder-Hospize in Deutschlandausgesprochen. Ihre Vor-
schlägefür einebesserefinanzielle Absicherung der Einrichtung bezo-
gen sich ausdrücklich auf die Arbeit als Kurzzeitpflegestelle für
schwerstmehrfachbehinderte Kinder. In diesemZusammenhang wur-
den Gesprächemit dem Land NRW angeregt, um einemöglicheBe-
teiligung desLandschaftsverbandsRheinland an der Kurzzeitpflege-
stelleauszuloten.

Ausdrücklichverwiesdie BundesministerinUlla Schmidtdarauf,dass
die Rahmenvereinbarung nach §39a SGBV einen ausreichenden
Spielraumfür die Finanzierung der Kinder- und Jugendhospizelässt.
Siemachtedeutlich,dasssiedaraufachtenwird, dassdieserSpielraum
im Sinneder Kinder- und Jugendhospizegenutztwird.

48. Abgeordnete
Marie-Luise
Dött
(CDU/CSU)

Wird die Bundesregierung den Beschlussdes
GemeinsamenBundesausschusses(G-BA) zur
Festbetragsgruppenbildung (vgl. REUTERS
vom 20.Juli 2004) gemäû §94 des Fünften
BuchsSozialgesetzbuch(SGBV) vor demHin-
tergrund der gemeinsamen Erklärung von
Bundesregierung und Vertretern führender
deutschersowie international tätiger Pharma-
unternehmen zum Pharma-Innovationsstand-
ort Deutschlandund zu den Perspektivender
Gesundheitspolitik vom 6. Juli 2004, wonach
ein Einvernehmen darüber besteht,dasseine
Bildung von Jumbo-Gruppendannnicht erfol-
gen sollte,wenn dasmit den Festbeträgenan-
gestrebteEinsparziel auch durch eine andere

DeutscherBundestag± 15.WahlperiodeDrucksache 15/3632 ± 28±



Form der Gruppenbildung erreicht werden
kann, beanstanden,und wenn nein, warum
nicht?

Antwort des Staatssekretärs Dr. Klaus Theo Schröder
vom 22. Juli 2004

Der Beschlussdes GemeinsamenBundesausschussesvom 20.Juli
2004einschlieûlich der Begründung,insbesonderedesmedizinischen
Fachgutachtens zur Gruppenbildung, liegt dem Bundesministerium
für Gesundheitund SozialeSicherung(BMGS) nicht vor. Sobalddie-
se Unterlagen eingegangensind, wird das BMGS den Beschlussge-
mäû §94 SGB V innerhalbder gesetzlichenFrist von zwei Monaten
prüfen.

49. Abgeordnete
Maria
Eichhorn
(CDU/CSU)

Befürwortetdie Bundesregierung die Aufrecht-
erhaltung der deutschen Gesetzeslagedes
Embryonenschutzgesetzeshinsichtlichder Ver-
bote der ErzeugungmenschlicherEmbryonen
durch Klonen sowieder Verwendung mensch-
licher Embryonenzu anderenZweckenalssol-
chen,die ihrer Erhaltungdienen?

Antwort des Staatssekretärs Dr. Klaus Theo Schröder
vom 28. Juli 2004

Die Bundesrepublik Deutschlandhat mit dem Embryonenschutzge-
setzein Gesetzgeschaffen,dasmit seinenklarenGrenzziehungenund
seinemhohenSchutzstandard die Gewissheitbietet,sichdenaktuellen
Fragenund Befürchtungen mit der notwendigenSorgfalt und Gelas-
senheitstellenzu können.Die Bundesregierung beabsichtigtkeine¾n-
derungdesEmbryonenschutzgesetzes.

50. Abgeordnete
Maria
Eichhorn
(CDU/CSU)

Wie beurteilt die Bundesregierung die Wir-
kung der im Embryonenschutzgesetzenthalte-
nenVerbotedesKlonensund der Verwendung
menschlicher Embryonenzu anderenZwecken
alssolchen,die ihrer Erhaltungdienen,auf die
internationale Debatte über internationale
RechtsinstrumentezumVerbot desKlonens?

Antwort des Staatssekretärs Dr. Klaus Theo Schröder
vom 28. Juli 2004

Die Bundesregierung setztsichauchauf der Grundlagedesdeutschen
Embryonenschutzgesetzesfür ein möglichst umfassendesund mög-
lichst universellesKlonverbot ein und orientiert sich bei ihrem Vor-
gehen an dem fraktionsübergreifenden Bundestagsbeschluss vom
20.Februar2003(Bundestagsdrucksache15/463).
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51. Abgeordnete
Patricia
Lips
(CDU/CSU)

Trifft eszu, dassfür die Berechnungvon Ren-
tenansprüchendeutscherStaatsbürger die Kin-
dererziehungszeit für aus dem Ausland adop-
tierter Kinder Berücksichtigung findet, und
wennja, in welchemUmfang?

Antwort des Staatssekretärs Heinrich Tiemann
vom 22. Juli 2004

Die Kindererziehung wird rentenrechtlichin der Weise anerkannt,
dassdem erziehenden Elternteil die ersten36 bzw. (bei Geburtenvor
1992)12 Monate nachdem GeburtsmonatdesKindes alsPflichtbeit-
ragszeitangerechnetwerden.Dies gilt gleichermaûenfür leiblicheEl-
tern und für Adoptiveltern.

Der Begriff ¹Kindererziehungª setzt die tatsächlicheBetreuung des
Kindes in häuslicher Gemeinschaft voraus.Eine Versicherung wegen
Kindererziehung kann somit bei adoptiertenKindern aus dem Aus-
land frühestensab dem Zeitpunkt der Aufnahme desKindes in den
Haushaltim Inland erfolgen,und zwar bis längstenszum Ablauf von
36 bzw. 12 Kalendermonatennach dem Geburtsmonatdes Kindes.
Ist dasKind in demZeitpunkt, in demdie Erziehungdurch die Adop-
tiveltern beginnt,bereitsälter als drei Jahrebzw. ein Jahr, kann die-
semElternteil keineZeit wegenKindererziehung angerechnetwerden.

Zeiten der Kindererziehungkönnen grundsätzlichnur dann berück-
sichtigtwerden,wenndie Erziehungim Inland oder im jeweiligenGel-
tungsbereichder deutschenRentenversicherungsgesetze erfolgt. Dies
entsprichtdemTerritorialitätsprinzip,demim Übrigen auchdie Versi-
cherungspflicht bei Erwerbstätigkeit unterliegt. Hierbei kommt es
nicht auf die Staatsangehörigkeit der Erziehungspersonoder desKin-
desan.Bei ErziehungauûerhalbdiesesGebieteskönnenin aller Regel
Erziehungszeiten nicht angerechnetwerden,selbstwennbeideEltern
oderein Elternteil die deutscheStaatsangehörigkeit haben.

52. Abgeordnete
Maria
Michalk
(CDU/CSU)

Wie bewertetdie Bundesregierungdie Tatsa-
che,dassimmer wenigerMütter die Möglich-
keit einer Mutter-Kind-Kur erhalten,wie aus
der Antwort der ParlamentarischenStaatssek-
retärin bei der Bundesministerin für Gesund-
heit und SozialeSicherung,Marion Caspers-
Merk, vom 28.Juni 2004 auf meine schrift-
lichenFragen47 und 48 auf Bundestagsdruck-
sache15/3549hervorgeht,unter dem Aspekt,
dass allgemein in der Gesellschaftgefordert
wird, Familien mehr zu unterstützen,und wel-
che Möglichkeiten sieht die Bundesregierung,
dem Rückgang der Mutter-Kind-Kuren ent-
gegenzuwirken?

DeutscherBundestag± 15.WahlperiodeDrucksache 15/3632 ± 30±



Antwort des Staatssekretärs Dr. Klaus Theo Schröder
vom 27. Juli 2004

Ich nehmezunächstBezugauf meineAntwort auf die Fragen47 und
48 des Mitgliedes des DeutschenBundestages, Annette Widmann-
Mauz, auf Bundestagsdrucksache15/3426.

In diesemZusammenhang liegt dem Bundesministerium für Gesund-
heit und Soziale Sicherung(BMGS) auch eine Stellungnahmeder
Spitzenverbändeder Krankenkassen zu der Bewilligungspraxis der
Krankenkassen im Bereichder Vorsorge- und Rehabilitationsleistun-
genfür Mütter und Väter mit Kindern vor, in der sichdiesewie folgt
äuûern:

¹¾nderungenhinsichtlichder Zugangsvoraussetzungenfür die in Re-
de stehendenLeistungenwurdenseitensder Krankenkassenbzw. der
Spitzenverbändeder Krankenkassen nicht vorgenommen.Allerdings
ist nicht auszuschlieûen,dassin einigenFällen ein Antrag (auchnach
Begutachtungdurch den Medizinischen Dienst der Krankenkassen)
auf der Grundlage der zur Verfügung stehendenInformationen zu-
nächstabgelehntund dieseEntscheidungauf der Basisweitergehender
Informationen revidiert wird. Bei der Beurteilung der Notwendigkeit
medizinischer Vorsorge-und Rehabilitationsleistungenspielenneben
den medizinischen Befunden auch die Kontextfaktoren eine Rolle.
Häufig werdenAngabenzu demgesamtenLebenshintergrund (perso-
nen- und umweltbezogeneKontextfaktoren) weder von dem verord-
nendenArzt noch von der Antragstellerinoder der jeweiligenBera-
tungsstelleandie Krankenkasseweitergegeben.ª

Die Spitzenverbände der Krankenkassen prüfen derzeit, ob und in
welchemUmfang im RahmeneinesAntragsvordrucks Angabenzum
Lebenshintergrund der Antragsteller abgefragtwerden können, um
bereitsbeider erstenBeurteilung desAntragsallerelevantenFaktoren
adäquatberücksichtigenzu können.

Zudemhatbereitsam15.April 2004im BMGS ein Gesprächmit Ver-
treterinnendesMüttergenesungswerksund einemVertreter der Spit-
zenverbändeder Krankenkassenstattgefunden, in dem insbesondere
auch die Bewilligungspraxis der Krankenkassen thematisiertwurde.
Ich gehedavon aus,dassder damit angestoûeneDiskussionsprozess
zwischenMüttergenesungswerkund den Spitzenverbändender Kran-
kenkassenzu einer höherenTransparenz und Einheitlichkeit der Be-
willigungspraxisbei denKrankenkassen beitragenwird.

Das BMGS wird die weitereEntwicklung im Bereichder Vorsorge-
und Rehabilitationsleistungenfür Mütter und Väter mit Kindern wei-
terhin aufmerksambeobachtenund ggf. sachgerechten Lösungenden
Wegbahnen.

DeutscherBundestag± 15.Wahlperiode Drucksache 15/3632± 31±



Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Verkehr,
Bau- und Wohnungswesen

53. Abgeordneter
Thomas
Dörflinger
(CDU/CSU)

Sind der Bundesregierung die Ergebnisse der
vom Kanton Zürich (Schweiz)eingerichteten
Projektgruppe ¹Raumentwicklungskonzept
für die Flughafenregionund langfristigeInfra-
struktur desFlughafens(RELIEF )ª bekannt?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Angelika Mertens
vom 27. Juli 2004

Die Bundesregierung führt die Gesprächezu den Auswirkungen des
FlugbetriebsdesFlughafensZürich auf den süddeutschen Luftraum
mit demEidgenössischenDepartmentfür Verkehr,Energieund Kom-
munikation sowiedemBundesamtfür Zivilluftfahrt der Schweiz.Die-
sewendensichmit den erforderlichenInformationen an dasBundes-
ministerium für Verkehr, Bau- und Wohnungswesen, wenn Planun-
gen bezüglichdesFlughafensZürich auf dasdeutscheHoheitsgebiet
Auswirkungen haben könnten. Die Ergebnisse der Projektgruppe
RELIEF sind der Bunderegierungbisher nur durch die Pressebe-
kannt geworden.

54. Abgeordneter
Thomas
Dörflinger
(CDU/CSU)

Wie bewertetdie Bundesregierung die Ergeb-
nisseder RELIEF-Studie mit Blick auf die Tat-
sache,dassbei einer UmsetzungdieserPläne
der Flughafen Zürich-Kloten komplett nach
Norden hin ausgerichtetwürde und eine zu-
sätzlicheBelastungder süddeutschenGrenz-
regiondie Folgewäre?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Angelika Mertens
vom 27. Juli 2004

Eine Bewertungder Ergebnissewird die Bundesregierung dann vor-
nehmen,wenndie in Antwort zu der Frage53 genannten schweizeri-
schenStellenmit konkreten Planungenauf die Bundesregierung zu-
kommen.

55. Abgeordneter
Thomas
Dörflinger
(CDU/CSU)

Hat die Bundesregierung gegenüberden ein-
schlägigenschweizerischenStellenzu den Er-
gebnissender RELIEF-Studie Position bezo-
gen,und wennja, in welcherForm?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Angelika Mertens
vom 27. Juli 2004

Den schweizerischen Stellen ist bekannt,dassdie Nutzung des süd-
deutschenLuftraumesdurchdie An-/Abflüge zum/vomFlughafenZü-
rich durch die deutschenRechtsvorschriften geregeltwird. Die Bun-
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desregierung hat gegenüberder SchweizerBundesregierung wieder-
holt ausgeführt, dass sie einer Mehrbelastung der süddeutschen
Grenzregiongegenüberder heutigenSituationnicht zustimmenwird.

56. Abgeordneter
Dirk
Fischer
(Hamburg)
(CDU/CSU)

Wann ist mit einem Ergebnis der Ressortab-
stimmung und Länderanhörung zur weiteren
Vertiefung der seewärtigen Zufahrten zu den
Häfen Hamburgsund Bremerhavens(Fahrrin-
nenausbauder Unter- und Auûenelbebzw.der
Auûenweser)zu rechnen,und wann wird im
Anschlussdaran dasBundeskabinett in dieser
Angelegenheitabschlieûend entscheiden?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Angelika Mertens
vom 20. Juli 2004

Im Zuge der laufenden Ressortabstimmung hat sich noch Erörte-
rungsbedarfergeben,so dassnoch kein abschlieûender Termin ge-
nanntwerdenkann.

57. Abgeordneter
Dirk
Fischer
(Hamburg)
(CDU/CSU)

WelcheungeklärtenSachfragenhabendenAb-
schlussder Ressortabstimmungund Länderan-
hörung zur weiteren Vertiefung der seewärti-
gen Zufahrten zu den Häfen Hamburgs und
Bremerhavens (Fahrrinnenausbauder Unter-
und Auûenelbebzw. der Auûenweser)verzö-
gert?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Angelika Mertens
vom 20. Juli 2004

Die SachfragenbetreffeninsbesondereökologischeWirkungsabschät-
zungen.

58. Abgeordneter
Peter
Götz
(CDU/CSU)

Wie bewertetdie Bundesregierung± vor dem
Hintergrund der mit Frankreich getroffenen
Vereinbarungeinen ¹gut bedientenEurodist-
rikt zu schaffenª ± den Umstand, dass die
DeutscheBahn AG (DB AG) sich ggf. gegen
die Gründung einer gemeinschaftlichen
deutsch-französischen Betreibergesellschaft
zur Verbesserung desNetzverbundesund des
Verbundbetriebs der deutschenund französi-
schenHochgeschwindigkeitsnetzesträubt?
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59. Abgeordneter
Peter
Götz
(CDU/CSU)

Gibt esZusammenhängezwischender in Fra-
ge58 aufgezeigtenEntwicklung und den Aus-
sagender DB AG, die die Realisierungder
Neubaustrecke zwischenKarlsruhe und Basel
mit Anschlussin Straûburgin Fragestellen?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Angelika Mertens
vom 23. Juli 2004

Deutschlandund Frankreich sind sich der hohen politischenBedeu-
tung der geplantenHochgeschwindigkeitsverbindung Paris±Ostfrank-
reich±Südwestdeutschland(POS) bewusst.BeideSeitensind sich da-
rin einig, dassin diesemZusammenhang die Zulassungder Züge zu
einemschnellenpositivenErgebnis geführt werdenmuss.Eine ableh-
nendeHaltung der DeutscheBahn AG (DB AG) zu einer gemeinsa-
men Betreibergesellschaft ist dem Bundesministerium für Verkehr,
Bau- und Wohnungswesen(BMVBW) nicht bekannt. Es ist verein-
bart, dasssichdie Staatssekretäre desBMVBW und desfranzösischen
Ministeriums für Infrastruktur, Verkehr, Raumordnung, Tourismus
und Meeresfragenunter Beteiligungder Vorsitzendender beidenBah-
nenim Septembererneuttreffen,um dasProjekt voranzubringen.

An der Realisierungder Eisenbahn-NeubaustreckeKarlsruhe±Basel
haltendie Bundesregierung und DB AG fest,sowie diesin der ¹Ver-
einbarungzwischendemBundesminister für Verkehrder Bundesrepu-
blik Deutschlandund dem VorsteherdesEidgenössischenVerkehrs-
und Energiewirtschaftsdepartmentszur Sicherungder Leistungsfähig-
keit desZulaufeszur neuenEisenbahn-Alpentransversale(NEAT) in
der Schweizªvom 13.Oktober 1998 festgelegtist. Der Teilabschnitt
Rastatt±Offenburg wird voraussichtlich zum Jahresende2004 voll-
ständigin Betrieb genommen werden.WeitereTeilabschnitte sind im
Baubeziehungsweise in der Planung.

60. Abgeordneter
Siegfried
Helias
(CDU/CSU)

Wurde im Rahmen des Regierungsumzuges
von Bonn nach Berlin den umziehendenBun-
desbediensteten ein Wahlrecht dahin gehend
zugesprochen,entweder eine Einmalzahlung
für denUmzug ausgezahltzu bekommen,oder
im Rahmen der Wohnungsfürsorge in Berlin
bundeseigeneWohnungenzur Miete angebo-
ten zu bekommen?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Angelika Mertens
vom 20. Juli 2004

Im RahmendesUmzugsvon Parlamentund Teilender Bundesregie-
rung von Bonn nach Berlin war das Wohnraumversorgungskonzept
vom 29.Juni 1995die Grundlagefür die Unterbringungvon betroffe-
nenParlamentariern und Bediensteten.DanachwurdedenUmziehen-
dendie mietweiseUnterbringung in Wohnungenausdemehemaligen
Bestandder Alliierten oder demBesetzungsrecht desBundesunterlie-
genden,überwiegendneu gefördertenWohnungenangeboten.Alter-
nativ war die Förderungder Bildung von Wohneigentum durch zins-
günstigeDarlehen und laufendeAufwendungszuschüssevorgesehen.
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Eine Einmalzahlungfür diejenigenUmzugsbetroffenen, welchesich
ohne dieseUnterstützungdes Bundeseine Unterbringung über den
freienWohnungsmarkt gesuchthaben,standjedochnicht zur Wahl.

Unabhängigdavonrichtetesichdie Vergütungder denUmziehenden
entstehendenUmzugskosten nach dem Dienstrechtlichen Begleitge-
setzvom 30.Juli 1996mit modifizierter Geltung desBundesumzugs-
kostengesetzesund der Trennungsgeldverordnung.Die Vergütungder
Umzugskosten wurdeunabhängigdavongewährt,ob eineWohnungs-
fürsorgemaûnahmein Anspruchgenommenwurdeodernicht.

61. Abgeordnete
Dr. Gesine
Lötzsch
(fraktionslos)

In welcherHöhe sindFördermittel für die Auf-
wertungund denRückbauostdeutscher Städte
im RahmendesFörderprogramms ¹Stadtum-
bau Ostª im Verhältniszu den veranschlagten
Fördermittelvolumen für die Jahre 2002 und
2003abgerufenworden,und waswill die Bun-
desregierung unternehmen,damit nach dem
Rückbau die Aufwertung nicht vernachlässigt
wird?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Angelika Mertens
vom 27. Juli 2004

Die Verwaltungsvereinbarung (VV) Städtebauförderung als Grund-
lagedesProgrammsStadtumbauOst sahfür dasersteProgrammjahr
2002eine hälftige Aufteilung der Fördermittel für den Rückbauund
für die Aufwertung vor. Damit der Rückbauals die sowohlvon den
Ländern als auch den Kommunen und der Wohnungswirtschaft ak-
tuell dringlichste Aufgabe des Stadtumbausbeschleunigt werden
konnte, wurde den Ländern in der VV Städtebauförderung 2003 er-
möglicht, aucheinenhöherenAnteil für den Rückbauzu verwenden.
Von dieserMöglichkeit habenbislangzwei Bundesländer Gebrauch
gemacht.Sachsensetzte2003 rund 77 Prozent der Mittel für den
Rückbauein und folglich 23 Prozentfür die Aufwertung;Sachsen-An-
halt verwendete60 Prozent für den Rückbau.Für den Durchschnitt
aller Länder bedeutetdas:56 Prozentder Bundes-und Landesmittel
wurden2003für den Rückbaueingesetzt,44 Prozentfür die Aufwer-
tung. Berücksichtigt man die Mittel der Gemeinden, die bei der Auf-
wertunghinzukommen,so entfielenim Jahr 200354 ProzentdesGe-
samtvolumensauf die Aufwertung.Den Ländernstehtessomit frei, je
nach Dringlichkeit die Mittel zwischenRückbau-und Aufwertungs-
maûnahmenzu verteilen.

Die neuenLänder habendie vom Bund 2002und 2003zur Verfügung
gestelltenMittel in Höhe von jeweils153,4Mio. Euro vollständigin
Anspruchgenommen.Im Übrigen stelltder BundFinanzhilfenfür die
sozialeWohnraumförderung zur Verfügung, mit denen die Länder
Aufwertungsmaûnahmenim Gebäudebestandfördern können.Darü-
ber hinauswerdenBestandsinvestitionen mit der auf die neuenLänder
und Berlin (Ostteil)begrenztenInvestitionszulagesowiemit zinsverbil-
ligtenDarlehender Kreditanstalt für Wiederaufbauunterstützt.

DeutscherBundestag± 15.Wahlperiode Drucksache 15/3632± 35±



62. Abgeordnete
Dr. Gesine
Lötzsch
(fraktionslos)

Wie hat sich der Wohnungsleerstand (in
Wohneinheiten) in den neuen Ländern seit
2002 entwickelt, und wie viele Wohnungen
wurden bereitsdurch Rückbaumaûnahmenin
deneinzelnenLändernbeseitigt?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Angelika Mertens
vom 27. Juli 2004

Laut Mikrozensusstanden2002 in den neuenLändern 1,077Millio-
nen Wohneinheitenleer.Für dasJahr 2004liegennoch keineZahlen
vor. Der BundesverbandDeutscherWohnungsunternehmen± GdW ±
gibt an, der Leerstandin den von seinenMitgliedsunternehmenver-
walteten Wohnungsbeständen sei von 15,5 Prozent Ende 2001 auf
16,2ProzentEnde2002gestiegenund Ende2003wiederauf 16,0Pro-
zentgefallen,und zwaraufgrundder durchdenStadtumbauOstange-
stoûenenAbrisse.DieseEntwicklung deckt sich mit den Ergebnissen
einer Befragung von 61 Wohnungsunternehmen zum Programm
¹StadtumbauOstª, wonachder Anstieg der Wohnungsleerständein
den neuenLändern gestopptwurde. Eine Umfrage bei den zuständi-
genMinisterien der Länder hat ergeben,dassbis zum 30.April 2004
29758Wohneinheiten(sowie65 Gemeinbedarfseinrichtungenin Ber-
lin) mit Mitteln desProgrammsStadtumbau Ost rückgebautworden
sind.Darüber hinaussindausMitteln von Landesprogrammenweiter
14215Wohneinheitenrückgebaut worden.In der Gesamtsumme sind
das43973Wohneinheiten.

63. Abgeordnete
Dr. Conny
Mayer
(Freiburg)
(CDU/CSU)

Seit wann hat die Bundesregierung Kenntnis
von dem drohendenPlanungsstopp beim Bau
des dritten und vierten Gleisesder Rheintal-
bahnaufgrundder Entscheidungder Deutsche
BahnAG (DB AG), ihre Verträgemit denmit
der Planung beauftragtenIngenieurbüroszu
kündigen (vgl. BadischeZeitung vom 7. Juli
2004), und wie bewertetdie Bundesregierung
dieses?

64. Abgeordnete
Dr. Conny
Mayer
(Freiburg)
(CDU/CSU)

Stellt die Bundesregierung nach der Entschei-
dung der DB AG, ihre Verträge mit den mit
der Planungzum dritten und viertenGleis der
Rheintalbahn beauftragten Ingenieurbüros zu
kündigen,Überlegungen an bezüglicheineral-
ternativenFinanzierung der Bahnstrecke± zur
Einhaltung des Zeitplanes, der sich aus dem
Vertrag von Luganoergibt ± und wie bewertet
die Bundesregierung, dassmit einer zeitlichen
Verzögerungdie Gefahr besteht,dassRaum-
ordnungsverfahren ihre Gültigkeit verlieren
und erneutePlanungszeitenvon mehrerenJah-
ren notwendigwerden?
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Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Angelika Mertens
vom 23. Juli 2004

Der Bundesregierung ist nicht bekannt,ob die DB Netz AG Verträge
mit beauftragtenIngenieurbürosgekündigthat. Entscheidungen die-
ser Art fallen in die unternehmerischeVerantwortung desVorstands
der DB Netz AG, dem die Planung, Ausschreibungund Vergabe
sämtlicherMaûnahmenim Zusammenhang mit der Realisierungder
Baumaûnahmen obliegt. Vertreter des Bundesministeriums für Ver-
kehr, Bau-und Wohnungswesenund der DB Netz AG habensichda-
rüber verständigt, dassdie Einleitung aller noch ausstehendenfünf
Planfeststellungsverfahren für den Abschnitt Offenburg±Basel bis
zum Jahr2005bei demhierfür zuständigenEisenbahn-Bundesamtbe-
antragtwerdensoll. Die hierfür erforderlichenPlanungsmittel werden
vom Bund bereitgestellt. Insofern kann von einemin der Frageunter-
stellten Planungsstoppbzw. der Gefahr, dassergangeneRaumord-
nungsbeschlüsseihre Gültigkeit verlieren,keineRedesein.

Das in der FragegenannteAbkommenmit der Schweizenthältkeine
Fertigstellungstermine und steht unter dem generellenVorbehalt der
Durchführung der nach jeweiligemnationalemRecht erforderlichen
Verfahren. Darüber hinaus unterliegenhaushaltswirksame Entschei-
dungender Bundesregierung dem HaushaltsvorbehaltdesDeutschen
Bundestages.

65. Abgeordneter
Kurt J.
Rossmanith
(CDU/CSU)

Ist die Bundesregierung bereit, die zugesagten
Finanzmittel für den Bau des letzten Teilstü-
ckes der BundesautobahnA 7 von Nessel-
wang-SüdbiszumGrenztunnelbereitzustellen,
damit diese für den europäischenNord-Süd-
Verkehr enorm wichtige Verkehrsverbindung
bis zum Jahr 2008in Gänzefertig gestelltund
in Betriebgenommen werdenkann?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Angelika Mertens
vom 23. Juli 2004

Die Bundesregierung ist bereit, dasim Anti-Stau-Programm enthalte-
ne, in Bau befindlicheProjekt so zu finanzieren,dasseszum frühest-
möglichenZeitpunkt in Betriebgenommenwerdenkann.

66. Abgeordneter
Peter
Rzepka
(CDU/CSU)

Ist nach Auffassungder Bundesregierung die
mit Schreibender ParlamentarischenStaats-
sekretärin beim Bundesministerfür Verkehr,
Bau-und Wohnungswesen,Angelika Mertens,
kürzlich angekündigte Wiederaufnahme des
seit längerer Zeit ruhenden Planfeststellungs-
verfahrensfür die Durchquerung der Dresd-
ner BahndurchdenOrtsteil Lichtenraderecht-
lich zulässig,obwohl nachAblauf der Einwen-
dungsfrist(§73 Abs.6 desVerwaltungsverfah-
rensgesetzes± VwVfG ±) inzwischen4 Jahre
vergangensind und die nach dem VwVfG
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innerhalbvon 3 Monaten vorgeseheneErörte-
rung der Eingabenbis heutenicht stattgefun-
den hat, und wenn ja, wie begründetdie Bun-
desregierung ihre Auffassung?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Angelika Mertens
vom 23. Juli 2004

Der Begriff der ¹Wiederaufnahmeª des Planfeststellungsverfahrens
ist nach Auffassungder Bundesregierung nicht zutreffend, weil das
Verfahrenseit1997anhängigist und nur aufgrundder Inaktivität der
Anhörungsbehörde nicht weitergeführt wurde. Die in §73 Abs.6
Satz7 VerwaltungsverfahrensgesetzgeregelteFrist zumAbschlussder
Erörterung innerhalb von drei Monaten nach Ablauf der Einwen-
dungsfrist ist eine Soll-Vorschrift.Sie zwingt dahernicht zur Einstel-
lung des anhängigenPlanfeststellungsverfahrensund zu seinerNeu-
einleitung.

Allerdingssinddie Planfeststellungsunterlageninzwischenetwasieben
Jahrealt. Der Vorhabensträger (DB Netz AG), die Anhörungsbehör-
de (Senatsbauverwaltung) und die Planfeststellungsbehörde(Eisen-
bahn-Bundesamt, AuûenstelleBerlin) habendeshalbzu klären,welche
Voraussetzungen erfüllt sein müssen,damit der Erörterungstermin
ordnungsgemäûdurchgeführt werdenkann.Dabei mussinsbesondere
geklärt werden,welchePlanunterlagennoch als Grundlagefür einen
Planfeststellungsbeschlussgeeignetsind und welche der Aktualisie-
rung bedürfen.

67. Abgeordneter
Peter
Rzepka
(CDU/CSU)

Wie würdenim Falle der Wiederaufnahmedes
Planfeststellungsverfahrens zwischenzeitlich
eingetreteneSachverhaltsänderungenberück-
sichtigtwerden,und in welcherWeisekönnten
weitereEinwändegeltendgemachtwerden?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Angelika Mertens
vom 23. Juli 2004

BezüglichdesTerminus¹Wiederaufnahmeª wird auf die Antwort zu
der Frage66 verwiesen. Soweit eine Aktualisierung der Planunterla-
gen erforderlich ist und dadurch Belangeerstmaligoder stärker als
bisher durch die Planung berührt werden, wird eine entsprechende
neuerlicheBeteiligungder Betroffenensichergestellt. Insoweitkönnen
auchneueEinwendungenzu denneuenUnterlagenerhobenwerden.

68. Abgeordneter
Peter
Rzepka
(CDU/CSU)

Stellt nach Auffassung der Bundesregierung
der Ausbauder Bahnstreckemit zwei zusätzli-
chenHochgeschwindigkeitstrassenzu den bis-
her vorhandenenS-Bahngleiseneine wesent-
liche Veränderunggegenüberder vorherigen
Nutzung dar, und welcheGutachten für den
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Streckenabschnitt Lichtenradeliegender Bun-
desregierung zu den verschiedenen Ausbauva-
rianten(ebenerdig,Tunnel-,Troglösung)vor?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Angelika Mertens
vom 23. Juli 2004

Im vorbenannten Planfeststellungsabschnittkommt mindestensein
durchgehendes Gleis hinzu. Insofern ist dasVorhabenbereitsseiner-
zeit als einewesentliche¾nderungim Sinnevon §41 Abs.1 Bundes-
immissionsgesetzin der PlanungdesVorhabensträgersbehandeltwor-
den. Die ausgelegtenPlanunterlagenenthaltendemzufolgeaucheine
schalltechnischeUntersuchung und darauf aufbauendeMaûnahmen
zum Lärmschutz.DesWeiterenwird daraufhingewiesen,dassdie ge-
plante Geschwindigkeit der Fernbahngleiseim Bereich Lichtenrade
160km/h beträgt.Insofernhandeltessichnicht um Hochgeschwindig-
keitsgleise,die mit einer Geschwindigkeit von mindestens 200 km/h
befahrenwerdenkönnen.

Der Bundesregierung liegen mehrereAusarbeitungen der DB Netz
AG bzw. der von ihr beauftragtenPlanungsgesellschaftenvor, die
einen KennzahlenbezogenenVergleicheiner Anzahl von Durchfah-
rungslösungenfür Lichtenrademit der in dasPlanfeststellungsverfah-
ren eingeführtenso genanntenebenerdigen Lösung beinhalten.Dies
betrifft Tunnel- und Troglösungen in unterschiedlichster technischer
Ausführungund Länge,aberauchdie Streckenführung in Dammlage.
Auûerdem liegt eine Wirtschaftlichkeitsrechnungder DB Netz AG
für die Varianten ebenerdige Durchfahrung und geschlossenerTrog
vor, in deren Ergebnisdie letztgenannte Variante sowohlhöhereIn-
vestitionskosten alshöherenlaufendenAufwand verursacht.

69. Abgeordneter
Peter
Rzepka
(CDU/CSU)

Zu welchenErgebnissenhaben diesein Hin-
sicht auf die Realisierungsmöglichkeitenge-
führt, und welchePräferenzergibt sichdaraus
für die Bundesregierung vorbehaltlichdesEr-
gebnissesdesPlanfeststellungsverfahrens?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Angelika Mertens
vom 23. Juli 2004

Vorhabensträger für dasVorhaben¹Südkreuz-BlankenfeldeªdesPro-
jekts ¹Knoten Berlinª desBedarfplansfür die Bundesschienenwege,
das den Wiederaufbau der so genannten¹Dresdner Bahnª umfasst,
ist die DB Netz AG. Diesehat einePlanungsgesellschaft,die heutige
die DB ProjektBau GmbH, mit der Planungund Durchführung des
Vorhabensbeauftragt.Den Antrag auf FeststellungdesPlansfür die-
sesVorhaben,dasin drei Abschnitteunterteilt ist (Abschnitt 2 umfasst
den BereichLichtenrade),hat der Vorhabensträgerbei der Planfest-
stellungsbehörde, dem Eisenbahn-Bundesamt,AuûenstelleBerlin, ge-
stellt. Der Bund ist an diesemVorhabeninsoweitbeteiligt, als er die
Investitionskostenfinanziert.

Bezüglichder Finanzierung der Investitionen für den Wiederaufbau
der ¹Dresdner Bahnª sind haushaltsrechtliche Bestimmungenmaû-
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geblich. Grundsätzlich finanziert der Bund die wirtschaftlichsteLö-
sung, es sei denn, er wäre rechtlich verpflichtet, eine aufwändigere
Lösung zu finanzieren.Dies wäre dann der Fall, wenn dasPlanfest-
stellungsverfahren nur mit demErgebnis abgeschlossenwerdenkönn-
te, dassunter Abwägungaller vom VorhabenberührtenBelangeeine
ebenerdigeDurchfahrung unzulässigsei. Für die Finanzierungsent-
scheidungdesBundeswird der Planfeststellungsbeschlussfür denAb-
schnitt2, Lichtenrade,maûgeblichsein.

70. Abgeordneter
Swen
Schulz
(Spandau)
(SPD)

Trifft eszu, dassdurch eine Veränderungder
Baustandardsfür Autobahnen dahin gehend,
dass sie auf die Befahrung mit niedrigeren
Geschwindigkeiten ausgelegtwerden,weniger
kostenintensivgebautwerdenkönnte,und falls
ja, in welcherHöhe können Mittel beim Neu-
bau geplanterAutobahneneingespartwerden,
wennsiezukünftig z.B. auf die Befahrungmit
160km/h ausgelegtwerden?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Angelika Mertens
vom 23. Juli 2004

Anregungenzur SenkungdesBaustandardsund der Kostenvon Auto-
bahnen waren in jüngerer Vergangenheit bereits Gegenstandeiner
Vielzahl von Initiativen. Fachlich vertretbare Einsparmöglichkeiten
sind bei der Überarbeitung destechnischenRegelwerkesberücksich-
tigt wordenund flieûen selbstverständlich auchin die laufendeÜber-
arbeitungein.

NachdemgeltendenRegelwerkwerdenAutobahnenmaximalfür eine
Geschwindigkeit von 130km/h trassiert.Ausgehendvon dieserGe-
schwindigkeit werdenGrenz-und Richtwertefür die Entwurfselemen-
te bestimmt,z.B. für Kurvenmindestradien,Querneigungenund Hal-
tesichtweiten.

Hierdurch wird ein sicheresFahrenbei nasserFahrbahnund regelge-
rechter Fahrbahnoberfläche bis zur Richtgeschwindigkeit 130km/h
ermöglicht.Bei günstigenRandbedingungen,z.B. trockeneFahrbahn,
können ± sofern keine Geschwindigkeitsbegrenzungen bestehen±
auchhöhereGeschwindigkeitengefahrenwerden.

Die Entwurfsgrenzwerte der geltenden Richtlinien gewährleisten
einen sparsamenStraûenentwurf. Weitere Reduktionenvon Trassie-
rungsparametern oder von Querschnittsabmessungensind ausSicher-
heitsgründen sowie im Hinblick auf den starken Autobahnverkehr
und die hoheBelastungdurchschwereLkw nicht mehrvertretbar.

71. Abgeordnete
Lena
Strothmann
(CDU/CSU)

Auf welcheHaushaltstitelinnerhalbdesEinzel-
plans 12 (Bundesministerium für Verkehr,
Bau-und Wohnungswesen)wurde in den Jah-
ren 2003 und 2004 die jeweiligeglobaleMin-
derausgabeaufgeteilt?
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Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Angelika Mertens
vom 23. Juli 2004

Haushaltsführung2003

Für die im Kapitel 1202 Titel 97202 eingestellteGlobaleMinderaus-
gabein Höhe von 80Mio. Euro wurdenzur Einsparung nachstehende
Haushaltsstellenherangezogen:

Kapitel Titel Einsparbetrag in Euro

1202 53232 61778

1202 68702 488000

1202 89606 14856943

1202 71832 946

1202 88231 9029685

1205 42511 4954333

1212 81255 589265

1214 54791 99563

1214 68701 780000

1214 71202 5816000

1217 67101 17785

1217 68301 16552000

1217 68701 8244000

1222 89105 6100000

1222 89197 10907591

1225 88225 1502112

Haushaltsführung2004

Im Einzelplan 12 sind im Verlauf der Haushaltsführung insgesamt
293,471Mio. Euro (244,044Mio. Euro ± Kapitel 6002 Titel 97225
und 49,43Mio. Euro ± Kapitel 1202 Titel 97203) im Rahmenvon
Globalen Minderausgabenzu erwirtschaften. Eine titelkonkrete Zu-
ordnungder Einsparbeträgekannzu diesemZeitpunkt nochnicht vor-
genommenwerden.

72. Abgeordneter
Peter
Weiß
(Emmendingen)
(CDU/CSU)

Wie bewertet die Bundesregierung die Ent-
scheidungder DeutscheBahn AG (DB AG),
ihre Verträge mit den mit der Planung des
Bausdesdritten und viertenGleisesder Rhein-
talbahnbeauftragtenIngenieurbüros zu kündi-
gen (vgl. BadischeZeitung vom 7. Juli 2004),
und welcheAuswirkungendiesesSchrittesder
DB AG erwartet die Bundesregierung auf die
weitere Realisierungdes Ausbausder Rhein-
talbahn?
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73. Abgeordneter
Peter
Weiß
(Emmendingen)
(CDU/CSU)

Sieht die Bundesregierung eine Möglichkeit,
die DB AG dazu zu bewegen,die Planungen
für denBaudesdritten und viertenGleisesder
Rheintalbahn umgehend fortzusetzen, und
wenn nein, wie wird die Bundesregierung
sicherstellen, dassdie Fertigstellungdes Aus-
baus der Rheintalbahn dennoch fristgerecht
gemäûden vertraglichenVerpflichtungen ge-
genüberder Schweizerfolgenkann?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Angelika Mertens
vom 23. Juli 2004

Der Bundesregierung ist nicht bekannt,ob die DB Netz AG Verträge
mit beauftragtenIngenieurbürosgekündigthat. Entscheidungen die-
ser Art fallen in die unternehmerischeVerantwortung desVorstands
der DB Netz AG, dem die Planung, Ausschreibungund Vergabe
sämtlicherMaûnahmenim Zusammenhang mit der Realisierungder
Baumaûnahmen obliegt. Vertreter des Bundesministeriums für Ver-
kehr, Bau-und Wohnungswesenund der DB Netz AG habensichda-
rüber verständigt, dassdie Einleitung aller noch ausstehendenfünf
Planfeststellungsverfahren für den Abschnitt Offenburg±Basel bis
zum Jahr2005bei demhierfür zuständigenEisenbahn-Bundesamtbe-
antragtwerdensoll. Die hierfür erforderlichenPlanungsmittel werden
vom Bund bereitgestellt. Insofern kann von einemin der Frageunter-
stelltenPlanungsstoppkeineRedesein.

Das in der FragegenannteAbkommenmit der Schweizenthältkeine
Fertigstellungstermine und steht unter dem generellenVorbehalt der
Durchführung der nach jeweiligemnationalemRecht erforderlichen
Verfahren. Darüber hinaus unterliegenhaushaltswirksame Entschei-
dungender Bundesregierung dem HaushaltsvorbehaltdesDeutschen
Bundestages.

Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Umwelt,
Naturschutz und Reaktorsicherheit

74. Abgeordnete
Marie-Luise
Dött
(CDU/CSU)

Welche Berechnungsgrundlageliegt der Zahl
von 495Mio. TonnenKohlendioxid je Jahr in
§4 Abs.4 des Gesetzesüber den nationalen
Zuteilungsplanfür Treibhausgas-Emissionsbe-
rechtigungen in der Zuteilungsperiode 2005
bis2007(ZuG 2007)zugrunde?

Antwort des Staatssekretärs Rainer Baake
vom 22. Juli 2004

Die Zahl ergibt sich ausdem in der erstenHandelsperiode 2005 bis
2007 für die vom Emissionshandel erfasstenAnlagen festgelegten
Emissionsbudget von 499 Mio. t pro Jahr abzüglichder für Newco-
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mer nach§6 ZuG vorgehaltenenReservevon 3 Mio. t pro Jahr und
der für Härtefällenach§7 Abs.10 ZuG vorgesehenenEmissionsmen-
gevon 1 Mio. t pro Jahr.

75. Abgeordnete
Marie-Luise
Dött
(CDU/CSU)

Ist die Bundesregierung der Auffassung,dass
eine Anpassung des Erfüllungsfaktors für die
erste Handelsperiode nach §4 Abs.4 ZuG
2007 zeitlich bis einschlieûlich30.September
2004 erfolgen mussund dasseine solcheAn-
passungnur einmal für die jeweiligeHandels-
periodeerfolgendarf?

Antwort des Staatssekretärs Rainer Baake
vom 22. Juli 2004

EineeventuelleKorrektur nach§4 Abs.4 ZuG 2007kannerstamEn-
de desZuteilungsprozesseserfolgen,da für die Ermittlung desKor-
rekturfaktors alle in der Ausschlussfrist gestelltenAnträge auf Zutei-
lung berücksichtigt werdenmüssen.Eine Anpassungist nur einmalim
RahmendesZuteilungsverfahrensmöglich(¹ex-ante-Prinzipª).

76. Abgeordnete
Patricia
Lips
(CDU/CSU)

Trifft esnachAuffassungder Bundesregierung
zu, dass Stoffe wie zum Beispiel Feinstanz-
(Feinschneid-)öle aus dem Nicht-EU-Ausland
als Abfälle gemäû §3 Abs.1 Kreislaufwirt-
schafts-und Abfallgesetz (KrW-/A bfG) defi-
niert werden und daher für die Wiederaufbe-
reitung der Öle in Deutschland ein unwirt-
schaftliches Notifizierungsverfahren notwen-
dig ist, obwohl es sich nicht um Abfälle bzw.
um Entsorgungsfällegemäû§3 Abs.1 KrW-/
AbfG handelt, sondern um eine vollständige
Wiederaufbereitunggebrauchten Öles?

77. Abgeordnete
Patricia
Lips
(CDU/CSU)

Wenn ja, welche Wettbewerbsnachteile sieht
die Bundesregierung für mittelständischeUn-
ternehmenin Deutschland?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Simone Probst
vom 26. Juli 2004

Für denImport von Abfällen,die ausLändernauûerhalbder Europäi-
schenGemeinschaftstammen,gilt die EG-Abfallverbringungsverord-
nung (VerordnungNr. 259/93/EWG desRatesvom 1. Februar 1993
zur Überwachungund Kontrolle der Verbringung von Abfällen in
der, in die und ausder EuropäischenGemeinschaft), die unmittelbar
in allenMitgliedstaatengilt. DieseVerordnung gilt für Abfälle im Sin-
ne desArtikels 1 Buchstabea der EG-Abfallrahmenrichtlinie (Richtli-
nie 75/442/EWG desRatesvom 15.Juli 1975über Abfälle) ± dieser
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Abfallbegriff wurdeauchin dasdeutscheRechtumgesetzt(§3 KrW-/
AbfG sowie §2 Abfallverbringungsgesetz).Mittelständische Unter-
nehmenin Deutschlandhabendaherkeine Wettbewerbsnachteile ge-
genüberUnternehmenanderer EG-Mitgliedstaaten, wenn beim Im-
port von Feinstanz-(Feinschneid-)ölen ein Notifizierungsverfahren
nachder EG-Abfallverbringungsverordnungdurchzuführen ist.

Die Gewinnung von sekundärenRohstoffen durch die Verwertung
von Abfällen ist ein grundlegendesZiel der EG-Abfallrahmenricht-
linie (Artikel 3 Abs.1 Buchstabeb) und dementsprechend auch des
KrW-/AbfG (§4 Abs.1 Nr. 2 und Abs.3). Allein eine Aufbereitung
(Verwertung) zu wiederverwendbaren Stoffen führt nicht dazu, die
Ausgangsstoffe nicht als Abfälle einzuordnen.Die Frage, ob Stoffe
oder GegenständealsAbfälle im SinnedesArtikels 1 Buchstabe a der
EG-Ebfallrahmenrichtlinie sowie der entsprechenden nationalenBe-
griffsbestimmungen einzuordnensind, ist vielmehr im Einzelfall an-
handder dort festgelegtenKriterien zu entscheiden.

78. Abgeordneter
Dr. Volker
Wissing
(FDP)

Welche Initiativen, Projekte, Veranstaltungen
bzw.Maûnahmender Öffentlichkeitsarbeit hat
die Bundesregierung seitBeginnder 14.Wahl-
periode im Zusammenhang mit dem Dosen-
pfand durchgeführt, und wie hochsind die bis-
lang im Zusammenhang mit dem Dosenpfand
ausgegebenenöffentlichenMittel?

Antwort des Staatssekretärs Rainer Baake
vom 28. Juli 2004

Zur Aufklärung der Verbraucherinnen und Verbraucher über die Ein-
führung der Pfandpflicht auf Einweg-Getränkeverpackungen hat das
Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit
ab Juni 2001 sowohlüber das Internet als auch in gedruckterForm
(Broschüre¹Mehrweg stattEx und Hoppª, ¹Info-Mappe zum Dosen-
pfandª) ein umfangreichesInformationsangebot bereitgestellt,das
durch Plakateund einebegrenzteZahl bundesweitgeschalteter Anzei-
gen beworbenwurde. Weitere Informationsmaûnahmenwurden mit
der Einführung der Pfandpflicht ab dem1. Januar2003durchgeführt,
im Einzelnen:Die AktualisierungdesInformationsangebots,Einrich-
tung einerWebsite(www.pfandpflicht.info), Schaltungeiner Informa-
tions-Hotline für Verbraucherund Einzelhändlerim Januar2003so-
wie Schaltungvon Anzeigenund einesKino-Spots.Da sich trotz der
unkooperativenHaltung von TeilendesHandelsund der Industriedie
Verbraucherinnen und Verbraucherschnellund weitgehendreibungs-
losauf dasDosenpfandeingestellthaben,konntedie Intensitätder In-
formationsmaûnahmenin der Folgezeit erheblich reduziert werden.
Zum Ende der Übergangsfrist für die Rücknahme pfandpflichtiger
Einwegverpackungenam1. Oktober2003erfolgteeineweitereAktua-
lisierung und Ergänzung des Informationsangebots (Internet/Info-
Blatt ¹Fragen und Antworten zum Dosenpfandª), dasdurch Kleinan-
zeigenbeworbenwurde.Für Maûnahmender Öffentlichkeitsarbeit im
Zusammenhang mit demDosenpfandsind im Zeitraum Juni 2001bis
heuteinsgesamt996995,67Euro ausgegebenworden, dasentspricht
im Durchschnitt etwa 0,4 Eurocent pro Kopf der Bevölkerungund
Jahr.
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Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Bildung
und Forschung

79. Abgeordneter
Helge
Braun
(CDU/CSU)

Unter welchen Bedingungenist es möglich,
Bundesmittelfür Hochschulbauzur Finanzie-
rung von Hochschulbaumaûnahmen, die in
Form von public private partnerships durch-
geführt werden,zu erhalten,und beabsichtigt
die Bundesregierung, als public private part-
nership erfolgendeHochschulbaumaûnahmen
künftig mit Bundesmittelnzu fördern, fallsdies
derzeitnicht möglichist?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs
Ulrich Kasparick
vom 28. Juli 2004

Public private partnershipist im Rahmender Gemeinschaftsaufgabe
Hochschulbauunter folgendenBedingungenmöglich:

± Sieist auf Investitionenbeschränkt.

± Die jeweilshälftige Beteiligungvon Bund und Ländern bleibt ge-
wahrt.

± DasLand entscheidetsichzur Durchführung einesbestimmtenVor-
habensfür eineentsprechendeBau-und Finanzierungsvariante.

Aufgrund dessenwurdedurch die am 20.August1996in Kraft getre-
tene2. HBFG-Novelleunter der Voraussetzungder Wirtschaftlichkeit
die Mitfinanzierung von Vorhaben ermöglicht,die unter Einschaltung
Dritter vorfinanziert werden.Der Planungsausschussfür den Hoch-
schulbauhat für die zusätzlicheAufnahmedrittvorfinanzierter Vorha-
beneinenKorridor festgelegt,der durchdasGesamtvolumender Bau-
kosten(1,25Mrd. Euro) und die maximaleSummeder jährlichenFi-
nanzierungsraten (130 Mio. Euro) begrenztist. Nachdemder Korri-
dor mit aktuell1,185Mrd. Euro nahezuausgeschöpftwordenist, läuft
das Programm nach Beschlussdes Planungsausschussesspätestens
zum31.Dezember2004aus.

Nach Auslaufen des Programms verbleiben die Möglichkeiten der
Vorfinanzierung mit Mitteln Privaterunter Ausschlussder Beteiligung
desBundesan denFinanzierungskosten,der Einbeziehungvon Spen-
den Privater, die in den jeweiligenLandeshaushalteingestelltworden
sind,und der Investitionszuschüssein gemeinsamgenutzteEinrichtun-
gen entsprechendder Höhe des auf Hochschulzwecke entfallenden
Nutzungsanteils.

80. Abgeordneter
Axel E.
Fischer
(Karlsruhe-Land)
(CDU/CSU)

Trifft eszu, dassdie vom Kompetenzzentrum
¹Medizintechnik-Ruhrª, das vom Bundesmi-
nisteriumfür Bildung und Forschung(BMBF)
gefördert wird, verlangte Vorfinanzierung in
Höhe von 0,45Mio. Euro 2004 höher ist als
der Mittelfluss im Jahr2004?
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs
Ulrich Kasparick
vom 28. Juli 2004

Die Förderung des Kompetenzzentrums Medizintechnik Ruhr
(KMR) erfolgt im Rahmeneiner Anschlussfinanzierung,die ab dem
1. Mai 2004die bereitsseit2001laufendeFinanzierungergänzt.Auf-
grund der Haushaltslage in 2004konnten für dasKMR zunächstnur
0,3 Mio. Euro für dasrestlicheHaushaltsjahr2004bereitgestelltwer-
den.Da der vom KMR geplanteBedarfbei 0,75Mio. Euro liegt,müs-
sen0,45Mio. Euro vorfinanziert werden.Je nachverfügbarenHaus-
haltsmitteln wird der Zahlungsplandem tatsächlichen Verlauf ange-
passt.

81. Abgeordneter
Axel E.
Fischer
(Karlsruhe-Land)
(CDU/CSU)

Ist davonauszugehen,dassim Jahr2005eben-
falls wieder vom Kompetenzzentrum ¹Medi-
zintechnik-Ruhrª eine Vorfinanzierung von
Förderprojekten verlangt wird, und welche
Gröûenordnung ist abzusehen?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs
Ulrich Kasparick
vom 28. Juli 2004

Aufgrund des sich gegenwärtigabzeichnendenMittelabflusses beim
KMR ist davon auszugehen, dassmit der Festlegungin Höhe von
1 Mio. Euro für 2005keineVorfinanzierung notwendigseinwird.

82. Abgeordneter
Axel E.
Fischer
(Karlsruhe-Land)
(CDU/CSU)

Wie viele Kompetenzzentren und -netzwerke,
die vom BMBF gefördert werden,müssenin-
zwischenVorfinanzierungenalsVoraussetzung
für die Bewilligungvon Fördergeldernleisten?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs
Ulrich Kasparick
vom 28. Juli 2004

Weitere Finanzschwierigkeiten bei Kompetenzzentren und -netzwer-
ken bestehennicht. Das Kompetenzzentrum ¹Kardiovaskuläre Im-
plantate/Medimplantª an der MedizinischenHochschuleHannover
konnte nach einer zweimonatigen Unterbrechung zum 1. Juni 2004
seineArbeiten im beantragtenUmfang fortsetzen.Die zweiteFörder-
phasewird durch dasBMBF mit rund 1,5 Mio. Euro finanziert; sie
endetam31.Mai 2006.
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83. Abgeordneter
Axel E.
Fischer
(Karlsruhe-Land)
(CDU/CSU)

Wie beurteilt die Bundesregierungdie Auswir-
kungen des Vorfinanzierungserfordernisses
auf die Arbeit und die Forschungender Kom-
petenzzentren, insbesondere des Kompetenz-
zentrums¹Medizintechnik-Ruhrª, und ist die
Gefahr desVerzugsoder der Einstellungvon
Forschungsarbeiten gegeben?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs
Ulrich Kasparick
vom 28. Juli 2004

Mit der Vorfinanzierung im Jahr 2004ist in Verhandlungen mit dem
KMR ein Weg gefundenworden, damit die Arbeiten desZentrums
kontinuierlich fortgeführt werdenkönnen.

84. Abgeordneter
Jens
Spahn
(CDU/CSU)

Wie vieleLehrstühlefür Demographieund Be-
völkerungswissenschaftengibt es nach Kennt-
nis der Bundesregierung unter Berücksichti-
gung der Entwicklung der letzten zehn Jahre
an deutschenUniversitäten,und welcheNot-
wendigkeit zur Erforschung dieses Themas
siehtdie Bundesregierung?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs
Ulrich Kasparick
vom 27. Juli 2004

In Deutschlandhat die demographischeForschungeine langeTradi-
tion. Zurzeit gibt es vier Lehrstühle für Demographie und Bevölke-
rungswissenschaften: Universität Rostock, Lehrstuhl für Demogra-
phie und Ökonometrie, Lehrstuhl für Soziologiemit Schwerpunkt Fa-
miliendemographie; Otto-Friedrich-Universität Bamberg, Lehrstuhl
für Bevölkerungswissenschaft;Humboldt-Universität zu Berlin, Lehr-
stuhl für Bevölkerungswissenschaft.Die derzeitvakanteC3-Professur
für Demographie und Gesundheitan der Universität Bielefeldsoll in
dasdort neugegründete¹Institut für Bevölkerungs-und Gesundheits-
forschungªintegriert werden.

Demographische Fragestellungenwerdenvor allemauchin auûeruni-
versitären Einrichtungen wie beispielsweisedem Bundesinstitut für
Bevölkerungsforschung,demMax-Planck-Institut für demographische
Forschungund dem DeutschenJugendinstitut erforscht.Viele sozial-
wissenschaftliche Untersuchungen umfassen± auch wenn sie nicht
ausdrücklichzur Demographie zählen± demographische Daten, wie
beispielsweisedasSozio-oekonomischePanel(SOEP)desDeutschen
Insituts für Wirtschaftsforschung. Von der verbessertenDatenbereit-
stellung der amtlichen Statistik in Forschungsdatenzentren,die das
Bundesministerium für Bildung und Forschungfördert, wird erwartet,
dassdie Leistungsfähigkeit demographischer Analysenweiter gestei-
gertwerdenkann.
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Geschäftsbereich des Bundesministeriums für
wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung

85. Abgeordnete
Dr. Conny
Mayer
(Freiburg)
(CDU/CSU)

Nach welchenformalenund inhaltlichenKrite-
rien wählt die Bundesregierungförderungs-
würdige Projekte von deutschenNicht-Regie-
rungsorganisationen, Vereinen, Verbänden
oder Initiativen im Bereich der entwicklungs-
politischen Zusammenarbeitaus, und wer ist
dafür Ansprechpartner?

Antwort des Staatssekretärs Erich Stather
vom 22. Juli 2004

Die Grundstruktur der Förderung nichtstaatlicherAkteure im Rah-
men der deutschen Entwicklungspolitik sowie zusammenfassende
Aussagenhinsichtlich ihres Inhalts und Umfangs sind im Medien-
handbuchEntwicklungspolitik 2004/2005desBundesministeriumsfür
wirtschaftlicheZusammenarbeit und Entwicklung(BMZ) in denKapi-
teln III.2 und III.5 dargestellt.

Die spezifischenKriterien für die Förderungvon Projektenin denBe-
reichen¹EntwicklungswichtigeVorhabenprivater deutscherTrägerª,
¹Vorhaben der Nahrungsmittel-, Not- und Flüchtlingshilfeª im Rah-
mender Entwicklungszusammenarbeit sowieder ¹Förderung der ent-
wicklungspolitischen Bildungª ergeben sich aus den beigefügten
Richtlinien*) und Konzepten.

Ansprechpartner für VorhabenPrivater Trägerist dasReferat112im
BMZ, wobei ¹bengo ± Beratungsstelle für private Träger in der Ent-
wicklungszusammenarbeitª (Internet: www.paritaet.org/bengo)inte-
ressierteNichtregierungsorganisationenbei der Konzeption und For-
mulierungihrer Anträgeunterstützt.

Für ¹Vorhaben der Nahrungsmittel-, Not- und Flüchtlingshilfeª ist
Referat 213 im BMZ zuständig.Ansprechpartnerfür die Entwick-
lungspolitischeBildungsarbeitist Referat114im BMZ.

Berlin, den30.Juli 2004

* ) Vom Abdruck der Anlage wurde aufgrund der Nummer 13 Satz2 in Verbindung mit
Nummer 1 Abs.3 Satz1 zweiterHalbsatzder Richtlinien für die Fragestundeund für die
schriftlichenEinzelfragenabgesehen.
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